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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
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317. Übereinkommen über ein Internationales Energieprogramm samt Anlage

(NR: GP XIII RV 1594 AB 1674 S. 151. BR: AB 1431 S. 344.)

3 1 8 . Bundesgesetz: Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz

(NR: GP XIV RV 12 AB 213 S. 24. BR: AB 1517 S. 351.)

3 1 9 . Bundesgesetz: Energielenkungsgesetz

(NR: GP XIV RV 177 AB 273 S.28. BR: AB 1555 S. 353.)

3 2 0 . Bundesgesetz: Rohstofflenkungsgesetznovelle 1976
(NR: GP XIV RV 176 AB 272 S. 28. BR: AB 1554 S. 353.)

317.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Dem Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen
Artikel 2 Absatz 2, Artikel 33 lit. f,
Artikel 3 Absatz 2, Artikel 34 Absatz 2,
Artikel 6 Absatz 4, Artikel 36,
Artikel 11 Absatz 2, Artikel 38 Absatz 2.
Artikel 18 Absatz 2, Artikel 39 Absatz 3,
Artikel 19 Absätze 3 und 5, Artikel 43 Absatz I,
Artikel 20 Absatz 3, Artikel 48 Absatz 2,
Artikel 21 Absatz 4, Artikel 49 Absatz 2,
Artikel 22, Artikel 51 Absätze 1 und 3,
Artikel 24, Artikel 52 Absatz 1,
Artikel 27 Absatz 1 lit. j, Artikel 61 Absatz 2,

Artikel 29 Absatz 2, Artikel 62 Absätze 5, 6 und 7 sowie
Artikel 31 Absatz 2, Artikel 67 Absatz 4

verfassungsändernd sind, samt Anlage, deren
Artikel 7 Absatz 2 und

Artikel 9

ebenfalls verfassungsändernd sind, wird die verfassungsmäßige Genehmigung erteilt.

2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen
zu erfüllen.
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Ü B E R E I N K O M M E N
ÜBER EIN

INTERNATIONALES
ENERGIEPROGRAMM

DIE REGIERUNGEN DES
KÖNIGREICHS BELGIEN,
DES KÖNIGREICHS DÄNE-
MARK, DER BUNDESRE-
PUBLIK DEUTSCHLAND,
IRLANDS, DER ITALIENI-
SCHEN REPUBLIK» JAPANS,
KANADAS, DES GROSSHER-
ZOGTUMS LUXEMBURG,
DES KÖNIGREICHS DER
NIEDERLANDE, DER RE-
PUBLIK ÖSTERREICH, DES
KÖNIGREICHS SCHWEDEN,
DER SCHWEIZERISCHEN
EIDGENOSSENSCHAFT, SPA-
NIENS, DER REPUBLIK
TÜRKEI, DES VEREINIGTEN
KÖNIGREICHS GROSSBRI-
TANNIEN UND NORD-
IRLAND UND DER VER-
EINIGTEN STAATEN VON
AMERIKA —

IN DEM WUNSCH, eine ge-
sicherte Ölversorgung zu ver-
nünftigen und gerechten Be-
dingungen zu fördern;

ENTSCHLOSSEN, gemein-
same wirksame Maßnahmen zu
treffen, um Notstände in der
Ölversorgung durch den Aufbau
einer Selbstversorgung mit Öl
in Notständen, durch Nach-
fragedrosselung und durch Zu-
teilung des verfügbaren Öls an
ihre Länder auf gerechter
Grundlage zu begegnen;

IN DEM WUNSCH, Bezie-
hungen auf der Grundlage der
Zusammenarbeit mit Ölförder-
ländern und mit anderen Öl-
verbraucherländern einschließlich
der Entwicklungsländer durch
einen konstruktiven Dialog so-
wie durch andere Formen der
Zusammenarbeit zu fördern,
um die Möglichkeiten für eine
bessere Verständigung zwischen
Verbraucher- und Förderlän-
dern zu erweitern;

MIT RÜCKSICHT auf die
Interessen anderer Ölverbrau-
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cherländer einschließlich der
Entwicklungsländer;

IN DEM WUNSCH, durch
Schaffung eines umfassenden in-
ternationalen Informations-
systems und eines ständigen
Rahmens für Konsultationen mit
den Ölgesellschaften eine akti-
vere Rolle gegenüber der Öl-
wirtschaft zu spielen;

ENTSCHLOSSEN, ihre Ab-
hängigkeit von Öleinfuhren
durch langfristige Bemühungen
im Wege der Zusammenarbeit
bei der rationellen Energiever-
wendung, der beschleunigten
Entwicklung alternativer Ener-
giequellen, der Forschung und
Entwicklung im Energiebereich
und der Urananreicherung zu
verringern;

ÜBERZEUGT, daß sich diese
Ziele nur durch fortgesetzte
Bemühungen im Wege der Zu-
sammenarbeit innerhalb lei-
stungsfähiger Organe erreichen
lassen;

UNTER BEKUNDUNG der
Absicht, solche Organe im Rah-
men der Organisation für
Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung schaffen
zu lassen;

IN DER ERKENNTNIS, daß
andere Mitgliedstaaten der Or-
ganisation für Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwick-
lung sich möglicherweise an
ihren Bemühungen zu beteiligen
wünschen;

IN ANBETRACHT der be-
sonderen Verantwortung der
Regierungen für die Energie-
versorgung —

KOMMEN ZU DEM
SCHLUSS, daß es notwendig
ist, ein Internationales Energie-
programm aufzustellen, das
durch eine Internationale
Energie-Agentur auszuführen
ist, und sind zu diesem Zweck,

Wie folgt ÜBEREINGE-
KOMMEN:

ARTIKEL1

1. Die Teilnehmerstaaten füh-
ren das in diesem Übereinkom-
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men vorgesehene Internationale
Energieprogramm durch die in
Kapitel IX beschriebene und im
folgenden als „Agentur" be-
zeichnete Internationale Energie-
Agentur aus.

2. Der Ausdruck „Teilnehmer-
staaten" bezeichnet Staaten, auf
die dieses Übereinkommen vor-
läufig Anwendung findet, und
Staaten, für die das Überein-
kommen in Kraft getreten ist
und in Kraft bleibt.

3. Der Ausdruck „Gruppe" be-
zeichnet die Teilnehmerstaaten
als Gruppe.

K A P I T E L I
SELBSTVERSORGUNG IN

NOTSTÄNDEN
ARTIKEL 2

1. Die Teilnehmerstaaten schaf-
fen eine gemeinsame Selbstver-
sorgung mit Öl in Notständen.
Zu diesem Zweck unterhält je-
der Teilnehmerstaat ausreichende
Notstandsreserven, um ohne
Netto-Öleinfuhren den Ver-
brauch mindestens 60 Tage lang
decken zu können. Sowohl der
Verbrauch als auch die Netto-
Öleinfuhren werden nach der
durchschnittlichen Tagesmenge
des vorhergehenden Kalender-
jahrs berechnet.

2. Der Verwaltungsrat be-
schließt mit qualifizierter Mehr-
heit bis zum 1. Juli 1975 den
Tag, von dem an die Pflicht-
Notstandsreserven eines jeden
Teilnehmerstaats für die Zwecke
der Berechnung seines Versor-
gungsanspruchs nach Artikel 7
als auf einen Umfang von
90 Tagen angehoben gelten.
Jeder Teilnehmerstaat erhöht
den gegenwärtigen Umfang sei-
ner Notstandsreserven auf
90 Tage und bemüht sich, dies
bis zu dem in dieser Weise be-
schlossenen Tag zu tun.

3. Der Ausdruck „Pflicht-
Notstandsreserven" bezeichnet
die Notstandsreserven, die den
in 60 Tagen getätigten Netto-
Öleinfuhren nach Absatz 1 und
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von dem nach Absatz 2 zu be-
schließenden Tag an den in
90 Tagen getätigten Netto-Öl-
einfuhren nach Absatz 2 ent-
sprechen.

ARTIKEL 3

1. Die Pflicht-Notstandsreser-
ven nach Artikel 2 können in
Übereinstimmung mit der An-
lage, die Bestandteil dieses Über-
einkommens ist, erfüllt werden
durch

— Ölvorräte,
— Kapazität der Umstellung

auf andere Energieträger,
— bereitgehaltene zusätzliche

Ölförderung.

2. Der Verwaltungsrat be-
schließt mit Stimmenmehrheit
bis zum 1. Juli 1975, inwieweit
die Pflicht-Notstandsreserven
durch die in Absatz 1 genannten
Elemente erfüllt werden kön-
nen.

ARTIKEL 4
1. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen überprüft lau-
fend die Wirksamkeit der Maß-
nahmen, die jeder Teilnehmer-
staat zwecks Erfüllung seiner
Pflicht-Notstandsreserven ge-
troffen hat.

2. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen berichtet dem
Geschäftsführenden Ausschuß,
der dem Verwaltungsrat gege-
benenfalls Vorschläge unterbrei-
tet. Der Verwaltungsrat kann mit
Stimmenmehrheit Empfehlun-
gen an die Teilnehmerstaaten
beschließen.

K A P I T E L II

NACHFRAGE-
DROSSELUNG

ARTIKEL 5
1. Jeder Teilnehmerstaat hält
jederzeit ein Programm von
Eventualmaßnahmen zur Dros-
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selung der Ölnachfrage bereit,
das es ihm ermöglicht, seine
Endverbrauchsrate nach Ka-
pitel IV zu senken.

2. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen überprüft und
beurteilt laufend

— das Programm eines jeden
Teilnehmerstaats für Maß-
nahmen zur Nachfrage-
drosselung,

— die Wirksamkeit der von
jedem Teilnehmerstaat tat-
sächlich getroffenen Maß-
nahmen.

3. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen berichtet dem
Geschäftsführenden Ausschuß,
der dem Verwaltungsrat ge-
gebenenfalls Vorschläge unter-
breitet. Der Verwaltungsrat
kann mit Stimmenmehrheit
Empfehlungen an die Teilneh-
merstaaten beschließen.

KAPITEL III
ZUTEILUNG
ARTIKEL 6

1. Jeder Teilnehmerstaat trifft
die erforderlichen Maßnahmen,
damit die Zuteilung von 01 in
Übereinstimmung mit diesem
Kapitel und mit Kapitel IV er-
folgt.

2. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen überprüft und
beurteilt laufend

— die Maßnahmen jedes Teil-
nehmerstaats, damit die
Zuteilung von Öl in
Übereinstimmung mit die-
sem Kapitel und mit Ka-
pitel IV erfolgt,

— die Wirksamkeit der von
jedem Teilnehmerstaat tat-
sächlich getroffenen Maß-
nahmen.

3. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen berichtet dem
Geschäftsführenden Ausschuß,
der dem Verwaltungsrat gege-
benenfalls Vorschläge unter-
breitet. Der Verwaltungsrat
kann mit Stimmenmehrheit
Empfehlungen an die Teilneh-
merstaaten beschließen.
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4. Der Verwaltungsrat be-
schließt mit Stimmenmehrheit
umgehend über praktische Ver-
fahren für die Zuteilung von
Öl sowie über Verfahren und
Modalitäten für die Beteiligung
der Ölgesellschaften daran im
Rahmen dieses Übereinkom-
mens.

ARTIKEL 7

1. Wird die Zuteilung von Öl
nach Artikel 13, 14 oder 15
vorgenommen, so hat jeder
Teilnehmerstaat einen Versor-
gungsanspruch, der seinem zu-
lässigen Verbrauch abzüglich sei-
ner Pflicht zum Abbau der Not-
standsreserven entspricht.

2. Ein Teilnehmerstaat, dessen
Versorgungsanspruch seine ge-
samte normale Inlandsproduk-
tion und seine während eines
Notstands zur Verfügung ste-
henden tatsächlichen Nettoein-
fuhren übersteigt, hat ein Zu-
teilungsrecht, auf Grund dessen
ihm zusätzliche Nettoeinfuhren
in Höhe dieses Überschusses zu-
stehen.

3. Ein Teilnehmerstaat, dessen
gesamte normale Inlandspro-
duktion und dessen während
eines Notstands zur Verfügung
stehende tatsächliche Nettoein-
fuhren seinen Versorgungsan-
spruch übersteigen, unterliegt
einer Zuteilungspflicht, auf
Grund deren er die diesem
Überschuß entsprechende Öl-
menge unmittelbar oder mittel-
bar an andere Teilnehmerstaaten
liefern muß. Dies hindert die
Teilnehmerstaaten nicht, weiter-
hin Ölausfuhren in Nichtteil-
nehmerstaaten durchzuführen.

4. Der Ausdruck „zulässiger
Verbrauch" bezeichnet die
durchschnittliche tägliche End-
verbrauchsrate, die nach In-
kraftsetzung des anzuwenden-
den Umfangs der Nachfrage-
drosselung in Notständen zu-
lässig ist; eine etwaige weitere
freiwillige Nachfragedrosselung
durch einen Teilnehmerstaat läßt
sein Zuteilungsrecht oder seine
Zuteilungspflicht unberührt.
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5. Der Ausdruck „Pflicht zum
Abbau der Notstandsreserven"
bezeichnet die Pflicht-Notstands-
reserven eines Teilnehmerstaats,
dividiert durch die Summe der
Pflicht-Notstandsreserven der
Gruppe und multipliziert mit
dem Versorgungsdefizit der
Gruppe.

6. Der Ausdruck „Versor-
gungsdefizit der Gruppe" be-
zeichnet das Defizit der Gruppe,
gemessen nach dem gesamten zu-
lässigen Verbrauch der Gruppe
abzüglich der Tagesrate der der
Gruppe während eines Not-
stands zur Verfügung stehenden
Ölmengen.

7. Der Ausdruck „der Gruppe
zur Verfügung stehende Öl-
mengen" bezeichnet

— alles der Gruppe zur Ver-
fügung stehende Rohöl,

— alle von außerhalb der
Gruppe eingeführten Mi-
neralölerzeugnisse und

— alle Fertigerzeugnisse und
Raffinerie-Halbfertiger-
zeugnisse, die in Verbin-
dung mit Erdgas und Roh-
öl erzeugt werden und der
Gruppe zur Verfügung
stehen.

8. Der Ausdruck „Endver-
brauch" bezeichnet den gesam-
ten Indandsverbrauch an allen
Mineralöl-Fertigerzeugnissen.

ARTIKEL 8

1. Wird einem Teilnehmerstaat
nach Artikel 17 Öl zugeteilt,

— so hat der betreffende
Teilnehmerstaat die Kür-
zung seiner Ölversorgung
um bis zu 7 Prozent sei-
nes Endverbrauchs wäh-
rend des Grundzeitraums
in seinem Endverbrauch
aufzufangen,

— so hat der betreffende
Teilnehmerstaat ein Zu-
teilungsrecht, das der Kür-
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zung seiner Ölversorgung
entspricht, die zu einer
Herabsetzung seines End-
verbrauchs über diesen
Prozentsatz hinaus führt.

2. Die Verpflichtung zur Zu-
teilung dieser Dünenge tragen
die anderen Teilnehmerstaaten
gemeinsam auf der Grundlage
ihres Endverbrauchs während
des Grundzeitraums.

3. Die Teilnehmerstaaten kön-
nen ihre Zuteilungspflicht nach
eigener Wahl durch jede belie-
bige Maßnahme einschließlich
Maßnahmen zur Nachfrage-
drosselung oder Verwendung
von Notstandsreserven erfüllen.

ARTIKEL 9

1. Für die Erfüllung von Zu-
teilungsrechten und -pflichten
werden folgende Elemente ein-
bezogen:

— alles Rohöl,

— alle Mineralölerzeugnisse,

— alle Raffinerie-Halbfertig-
erzeugnisse und

— alle Fertigerzeugnisse, die
in Verbindung mit Erdgas
und Rohöl erzeugt wer-
den.

2. Für die Berechnung des Zu-
teilungsrechts eines Teilneh-
merstaats werden die von dem
betreffenden Teilnehmerstaat
normalerweise aus anderen
Teilnehmerstaaten oder aus
Nichtteilnehmerstaaten einge-
führten Mineralölerzeugnisse in
Rohöleinheiten ausgedrückt und
so behandelt, als seien es Roh-
öleinfuhren des betreffenden
Teilnehmerstaats.

3. Soweit möglich werden die
üblichen Versorgungswege so-
wie die üblichen Versorgungsan-
teile zwischen Rohöl und Öl-
erzeugnissen und zwischen ver-
schiedenen Kategorien von Roh-
öl und Ölerzeugnissen beibehal-
ten.

4. Wenn eine Zuteilung vor-
genommen wird, besteht ein
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Ziel des Programms darin, daß
das verfügbare Rohöl und die
verfügbaren Ölerzeugnisse so-
weit wie möglich innerhalb des
Raffinerie- und Vertriebsbereichs
sowie zwischen den Raffinerie-
und Vertriebsgesellschaften in
Übereinstimmung mit den über-
lieferten Versorgungsstrukturen
aufgeteilt werden.

ARTIKEL 10

1. Zu den Zielen des Pro-
gramms gehört es auch, eine ge-
rechte Behandlung aller Teilneh-
merstaaten sicherzustellen und
die Preise für zugeteiltes Öl auf
die für vergleichbare Handels-
geschäfte geltenden Preisbedin-
gungen zu gründen.

2. Fragen bezüglich des Prei-
ses für während eines Notstands
zugeteiltes Öl werden von der
Ständigen Gruppe für Not-
standsfragen geprüft.

ARTIKEL 11
1. Ziel des Programms ist es
nicht, zu versuchen, in einem
Notstand den Anteil an der
Weltölversorgung, den die
Gruppe unter normalen Markt-
bedingungen hatte, zu vergrö-
ßern. Die traditionellen Ölhan-
delsscrukturen sollen so weit an-
gemessen beibehalten werden,
und die Lage einzelner Nicht-
teilnehmerstaaten soll gebüh-
rend berücksichtigt werden.

2. Um die im Absatz 1 auf-
geführten Grundsätze aufrecht-
zuerhalten, unterbreitet der Ge-
schäftsführende Ausschuß dem
Verwaltungsrat gegebenenfalls
Vorschläge, und dieser beschließt
mit Stimmenmehrheit darüber.

K A P I T E L IV
INKRAFTSETZUNG VON

MASSNAHMEN
I N K R A F T S E T Z U N G

V O N M A S S N A H M E N
ARTIKEL 12

Sobald die Gruppe als Ganzes
oder ein Teilnehmerstaat eine
Kürzung der Ölversorgung er-
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leidet oder begründeterweise zu
erwarten hat, werden gemäß
diesem Kapitel die Notstands-
maßnahmen in Kraft gesetzt,
die aus der in Kapitel II ge-
nannten obligatorischen Nach-
fragedrosselung und der in Ka-
pitel III genannten Zuteilung
des verfügbaren Öls bestehen.

ARTIKEL 13

Sobald die Gruppe eine Kür-
zung der Tagesrate ihrer Ölver-
sorgung um mindestens 7 Pro-
zent ihrer durchschnittlichen
täglichen Endverbrauchsrate
während des Grundzeitraums
erleidet oder begründeterweise
zu erwarten hat, ergreift jeder
Teilnehmerstaat ausreichende
Maßnahmen zur Drosselung der
Nachfrage, um seinen Endver-
brauch um eine Menge zu ver-
ringern, die 7 Prozent seines
Endverbrauchs während des
Grundzeitraums entspricht; die
Zuteilung des verfügbaren Öls
an die Teilnehmerstaaten erfolgt
nach den Artikeln 7, 9, 10
und 11.

ARTIKEL 14

Sobald die Gruppe eine Kür-
zung der Tagesrate ihrer Öl-
versorgung um mindestens
12 Prozent ihrer durchschnitt-
lichen täglichen Endverbrauchs-
rate während des Grundzeit-
raums erleidet oder begründe-
terweise zu erwarten hat, er-
greift jeder Teilnehmerstaat aus-
reichende Maßnahmen zur Dros-
selung der Nachfrage, um sei-
nen Endverbrauch um eine
Menge zu verringern, die
10 Prozent seines Endver-
brauchs während des Grundzeit-
raums entspricht; die Zuteilung
des verfügbaren Öls an die Teil-
nehmerstaaten erfolgt nach den
Artikeln 7, 9, 10 und 11.

ARTIKEL 15

Hat die Summe der täglichen
Pflicht zum Abbau der Not-
standsreserven nach Artikel 7
50 Prozent der Pflicht-Not-
standsreserven erreicht und ist
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ein Beschluß nach Artikel 20
gefaßt worden, so ergreift je-
der Teilnehmerstaat die auf diese
Weise beschlossenen Maßnah-
men; die Zuteilung des verfüg-
baren Öls an die Teilnehmer-
staaten erfolgt nach den Arti-
keln 7, 9, 10 und 11.

ARTIKEL 16

Wird eine Nachfragedrosse-
lung nach diesem Kapitel in
Kraft gesetzt, so kann ein Teil-
nehmerstaat an die Stelle von
Maßnahmen zur Drosselung der
Nachfrage die Verwendung der
Notstandsreserven treten lassen,
die er über seine in dem Pro-
gramm vorgesehenes Pflicht-
Notstandsreserven hinaus be-
sitzt.

ARTIKEL 17

1. Sobald ein Teilnehmerstaat
eine Kürzung der Tagesrate sei-
ner Ölversorgung erleidet oder
begründeterweise zu erwarten
hat, die zu einer Kürzung sei-
ner täglichen Endverbrauchs-
rate um eine Menge führt, die
7 Prozent seiner durchschnitt-
lichen täglichen Endverbrauchs-
rate während des Grundzeit-
raums übersteigt, erfolgt die Zu-
teilung des verfügbaren Öls an
diesen Teilnehmerstaat nach den
Artikeln 8 bis 11.

2. Eine Zuteilung des verfüg-
baren Öls erfolgt auch, wenn
die Bedingungen des Absatzes 1
in einem größeren Gebiet eines
Teilnehmerstaats erfüllt sind,
dessen Ölmarkt unvollständig
integriert ist. In diesem Fall
wird die Zuteilungspflicht der
anderen Teilnehmerstaaten um
die theoretische Zuteilungspflicht
eines oder mehrerer anderer
größerer Gebiete des betreffen-
den Teilnehmerstaats herabge-
setzt.
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ARTIKEL 18

1. Der Ausdruck „Grundzeit-
raum" bezeichnet die letzten
vier Vierteljahre mit einem Ver-
zögerungsfaktor von jeweils
einem Vierteljahr, das zur
Sammlung von Informationen
benötigt wird. Solange Not-
standsmaßnahmen im Hinblick
auf die Gruppe oder einen Teil-
nehmerstaat angewendet wer-
den, bleibt der Grundzeitraum
unverändert

2. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen prüft den in
Absatz 1 vorgesehenen Grund-
zeitraum unter Berücksichtigung
insbesondere von Faktoren, wie
Wachstum, jahreszeitliche Ver-
brauchsschwankungen und kon-
junkturelle Änderungen und er-
stattet dem Geschäftsführenden
Ausschuß bis zum 1. April 1975
Bericht. Der Geschäftsführende
Ausschuß unterbreitet dem Ver-
waltungsrat gegebenenfalls Vor-
schläge; dieser beschließt dar-
über mit Stimmenmehrheit bis
zum 1. Juli 1975.

ARTIKEL 19
1. Das Sekretariat gibt eine
Beurteilung ab, wenn eine Kür-
zung der Ölversorgung nach
Artikel 13, 14 oder 17 eingetre-
ten oder begründeterwebe zu
erwarten ist, und stellt für jeden
Teilnehmerstaat und für die
Gruppe das Ausmaß der Kür-
zung oder der erwarteten Kür-
zung fest. Das Sekretariat hält
den Geschäftsführenden Aus-
schuß über seine Beratungen auf
dem laufenden; unverzüglich
teilt es den Mitgliedern des
Ausschusses seine Beurteilung
mit und unterrichtet die Teil-
nehmerstaaten. Der Bericht ent-
hält auch Informationen über
die Art der Kürzung.

2. Innerhalb von 48 Stunden
nach Mitteilung einer Beurteilung
durch das Sekretariat tritt der
Ausschuß zusammen, um die
Richtigkeit der zusammengestell-
ten Daten und der vorgelegten
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Informationen zu überprüfen.
Der Ausschuß berichtet dem
Verwaltungsrat innerhalb wei-
terer 48 Stunden. Der Bericht
legt die von den Mitgliedern des
Ausschusses zum Ausdruck ge-
brachten Ansichten dar, ein-
schließlich etwaiger Ansichten
darüber, wie dem Notstand zu
begegnen ist.

3. Innerhalb von 48 Stunden
nach Erhalt des Berichts des
Geschäftsführenden Ausschusses
tritt der Verwaltungsrat zu-
sammen, um die Beurteilung des
Sekretariats unter Berücksichti-
gung dieses Berichts zu über-
prüfen. Die Inkraftsetzung von
Notstandsmaßnahmen wird als
bestätigt angesehen, und die
Teilnehmerstaaten führen diese
Maßnahmen innerhalb von 15
Tagen nach einer solchen Be-
stätigung durch, sofern nicht der
Verwaltungsrat mit qualifizier-
ter Mehrheit innerhalb weiterer
48 Stunden beschließt, die Not-
standsmaßnahmen nicht in Kraft
zu setzen, sie nur teilweise in
Kraft zu setzen oder eine an-
dere Frist für ihre Durchfüh-
rung festzulegen.

4. Sind laut Beurteilung des
Sekretariats die Bedingungen
der Artikel 14, 13 und 17 in
bezug auf mehr als einen dieser
Artikel erfüllt, so wird jeder
Beschluß, Notstandsmaßnahmen
nicht in Kraft zu setzen, für je-
den Artikel gesondert und in
der obigen Reihenfolge gefaßt.
Sind die Bedingungen in Ar-
tikel 17 in bezug auf mehr als
einen Teilnehmerstaat erfüllt, so
wird jeder Beschluß, die Zu-
teilung nicht in Kraft zu setzen,
für jeden Staat gesondert ge-
faßt.

5. Beschlüsse nach den Ab-
sätzen 3 und 4 können jederzeit
vom Verwaltungsrat mit Stim-
menmehrheit aufgehoben wer-
den.

6. Bei seiner Beurteilung nach
diesem Artikel konsultiert das
Sekretariat die Ölgesellschaften,
um deren Ansichten über die
Lage und die Angemessenheit
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der zu treffenden Maßnahmen
zu hören.

7. Spätestens mit Inkraft-
setzung der Notstandsmaßnah-
men wird ein internationaler
Beirat aus der Ölwirtschaft ein-
berufen, der die Agentur dabei
unterstützt, die wirksame
Durchführung dieser Maß-
nahmen sicherzustellen.

ARTIKEL 20

1. Das Sekretariat gibt eine
Beurteilung ab, wenn die Summe
der täglichen Pflicht zum Abbau
der Notstandsreserven 50 Pro-
zent der Pflicht-Notstandsreser-
ven erreicht hat oder wenn dies
begründeterweise zu erwarten
ist. Unverzüglich teilt das
Sekretariat den Mitgliedern des
Geschäftsführenden Ausschusses
seine Beurteilung mit und un-
terrichtet die Teilnehmerstaaten.
Der Bericht enthält auch Infor-
mationen über die Öllage.

2. Der Geschäftsführende Aus-
schuß tritt innerhalb von
72 Stunden nach Mitteilung der
Beurteilung durch das Sekre-
tariat zusammen, um die zu-
sammengestellten Daten und die
vorgelegten Informationen zu
überprüfen. Auf Grund der ver-
fügbaren Informationen er-
stattet der Ausschuß dem Ver-
waltungsrat innerhalb weiterer
48 Stunden Bericht, wobei er
Maßnahmen vorschlägt, die not-
wendig sind, um den Erforder-
nissen der Lage gerecht zu wer-
den, darunter die etwa erfor-
derliche Verstärkung der obli-
gatorischen Nachfragedrosse-
lung. Der Bericht legt die von
den Mitgliedern des Ausschusses
zum Ausdruck gebrachten An-
sichten dar.

3. Der Verwaltungsrat tritt
innerhalb von 48 Stunden nach
Erhalt des Berichts und des Vor-
schlags des Ausschusses zusam-
men. Der Verwaltungsrat über-
prüft die Beurteilung des Sekre-
tariats und den Bericht des Ge-
schäftsführenden Ausschusses
und beschließt innerhalb wei-
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terer 48 Stunden mit qualifizier-
ter Mehrheit über die Maßnah-
men, die notwendig sind, um
den Erfordernissen der Lage ge-
recht zu werden, darunter die
etwa erforderliche Verstärkung
der obligatorischen Nachfrage-
drosselung.

ARTIKEL 21

1. Jeder Teilnehmerstaat kann,
das Sekretariat ersuchen, eine
Beurteilung nach Artikel 19
oder 20 abzugeben.

2. Gibt das Sekretariat inner-
halb von 72 Stunden nach einem
solchen Ersuchen keine Beur-
teilung ab, so kann der Teil-
nehmerstaat den Geschäfts-
führenden Ausschuß ersuchen,
zusammenzutreten und die Lage
nach Maßgabe dieses Oberein-
kommens zu erörtern.

3. Der Geschäftsführende Aus-
schuß tritt innerhalb von 48
Stunden nach einem solchen Er-
suchen zusammen, um die Lage
zu erörtern. Auf Verlangen
eines Teilnehmerstaats erstattet
er dem Verwaltungsrat inner-
halb weiterer 48 Stunden Be-
richt. Der Bericht legt die von
den Mitgliedern des Ausschusses
und vom Sekretariat zum Aus-
druck gebrachten Ansichten dar,
einschließlich etwaiger Ansichten
darüber, wie der Lage zu be-
gegnen ist.

4. Der Verwaltungsrat tritt
innerhalb von 48 Stunden nach
Erhalt des Berichts des Ge-
schäftsführenden Ausschusses
zusammen. Stellt er mit Stim-
menmehrheit fest, daß die in
Artikel 13, 14, 15 oder 17 auf-
geführten Bedingungen erfüllt
sind, so werden Notstandsmaß-
nahmen entsprechend in Kraft
gesetzt.

ARTIKEL 22

Der Verwaltungsrat kann je-
derzeit einstimmig beschließen,
in diesem Übereinkommen nicht
vorgesehene geeignete Not-
tandsmaßnahmen in Kraft zu

setzen, falls es die Lage, erfor-
dert.
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A U S S E R K R A F T -
S E T Z U N G V O N
M A S S N A H M E N

ARTIKEL 23

1. Das Sekretariat gibt eine
Beurteilung ab, wenn eine Kür-
zung der Versorgung nach Ar-
tikel 13, 14 oder 17 den in dem
betreffenden Artikel angegebe-
nen Umfang unterschritten hat
oder Wenn dies begründeter-
weise zu erwarten ist. Das
Sekretariat hält den Geschäfts-
führenden Ausschuß über seine
Beratungen auf dem laufenden;
unverzüglich teilt es den Mit-
gliedern des Ausschusses seine
Beurteilung mit und unterrich-
tet die Teilnehmerstaaten.

2. Der Geschäftsführende Aus-
schuß tritt innerhalb von 72
Stunden nach Mitteilung einer
Beurteilung durch das Sekre-
tariat zusammen, um die zu-
sammengestellten Daten und die
vorgelegten Informationen zu
überprüfen. Er erstattet dem
Verwaltungsrat innerhalb wei-
terer 48 Stunden Bericht. Der
Bericht legt die von den Mit-
gliedern des Ausschusses zum
Ausdruck gebrachten Ansichten
dar, einschließlich etwaiger An-
sichten darüber, wie dem Not-
stand zu begegnen ist.

3. Der Verwaltungsrat tritt
innerhalb von 48 Stunden nach
Erhalt des Berichts des Aus-
schusses zusammen, um die Be-
urteilung des Sekretariats unter
Berücksichtigung des Berichts
des Geschäftsführenden Aus-
schusses zu überprüfen. Die
Außerkraftsetzung der Not-
standsmaßnahmen oder die an-
wendbare Verringerung der
Nachfragedrosselung gilt als
bestätigt, sofern der Verwal-
tungsrat nicht innerhalb wei-
terer 48 Stunden mit qualifi-
zierter Mehrheit beschließt, die
Notstandsmaßnahmen aufrecht-
zuerhalten oder nur teilweise
außer Kraft zu setzen.

4. Bei der Abgabe seiner Be-
urteilung nach diesem Artikel
konsultiert das Sekretariat den
in Artikel 19 Absatz 7 genann-
ten internationalen Beirat, um
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dessen Ansichten über die Lage
und die Angemessenheit der zu
treffenden Maßnahmen zu
hören.

5. Jeder Teilnehmerstaat kann
das Sekretariat ersuchen, eine
Beurteilung nach diesem Artikel
abzugeben.

ARTIKEL 24
Solange Notstandsmaßnah-

men in Kraft sind und das
Sekretariat keine Beurteilung
nach Artikel 23 abgegeben hat,
kann der Verwaltungsrat jeder-
zeit mit qualifizierter Mehrheit
beschließen, die Maßnahmen
entweder vollständig oder teil-
weise außer Kraft zu setzen.

K A P I T E L V
INFORMATIONSSYSTEM

BETREFFEND DEN INTER-
NATIONALEN ÖLMARKT

ARTIKEL 25
1. Die Teilnehmerstaaten er-
richten ein Informationssystem,
das aus zwei Teilen besteht,

— einem allgemeinen Teil,
der sich mit der Lage des
internationalen Ölmarkts
und den Tätigkeiten der
Ölgesellschaften befaßt;

— einem besonderen Teil,
der dazu bestimmt ist, die
wirksame Durchführung
der in den Kapiteln I bis
IV beschriebenen Maß-
nahmen sicherzustellen.

2. Das System wird als Dauer-
einrichtung sowohl unter nor-
malen Bedingungen als auch in
Notständen unterhalten, wobei
die Vertraulichkeit der zur Ver-
fügung gestellten Informationen
gewährleistet wird.
3. Das Sekretariat ist für die
Handhabung des Informations-
systems verantwortlich und
stellt den Teilnehmerstaaten die
gesammelten Informationen zur
Verfügung.

ARTIKEL 26
Der Ausdruck „Ölgesellschaf-

ten" bezeichnet internationale
Gesellschaften, nationale Gesell-
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schaften, nicht-integrierte Ge-
sellschaften und andere Rechts-
träger, die eine bedeutende
Rolle in der internationalen Öl-
wirtschaft spielen.

A L L G E M E I N E R T E I L

ARTIKEL 27

1. Im Rahmen des allgemei-
nen Teils des Informations-
systems stellen die Teilnehmer-
staaten dem Sekretariat regel-
mäßig Informationen über die
nach Artikel 29 festgelegten
Einzelangaben über folgende
Gegenstände zur Verfügung, die
sich auf die innerhalb ihres
jeweiligen Hoheitsbereichs täti-
gen Ölgesellschaften beziehen:

(a) Gesellschaftsstruktur;
(b) finanzielle Struktur, ein-

schließlich Bilanzen, Ge-
winn- und Verlustrech-
nungen und gezahlter
Steuern;

(c) durchgeführte Investitio-
nen;

(d) Bedingungen von Verein-
barungen über den Zu-
gang zu größeren Rohöl-
quellen;

(e) derzeitige Produktions-
raten und voraussichtliche
Veränderungen dieser
Raten;

(f) Zuteilungen verfügbarer
Rohölmengen an Tochter-
gesellschaften und andere
Abnehmer (Kriterien und
tatsächliche Abwicklun-
gen);

(g) Vorräte;

(h) Kosten von Rohöl und
Ölerzeugnissen;

(i) Preise, einschließlich der
Verrechnungspreise mit
den Tochtergesellschaften;

(j) sonstige Gegenstände, die
der Verwaltungsrat ein-
stimmig beschließt.

2. Jeder Teilnehmerstaat er-
greift geeignete Maßnahmen,
um zu gewährleisten, daß alle
innerhalb seines Hoheitsbereichs
tätigen Ölgesellschaften ihm
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die Informationen zur Ver-
fügung stellen, die erforderlich
sind, damit er seine Verpflich-
tungen nach Absatz 1 erfüllen
kann, wobei die der Öffentlich-
keit oder den Regierungen be-
reits zur Verfügung stehenden
einschlägigen Informationen zu
berücksichtigen sind.

3. Jeder Teilnehmerstaat stellt
Informationen, die keinen be-
sonderen Rechtsschutz genießen,
je nach den Gegebenheiten auf
Gesellschafts- und/oder Länder-
basis zur Verfügung, und zwar
in einer Weise und in einem
Ausmaß, daß der Wettbewerb
nicht beeinträchtigt und daß
nicht gegen die gesetzlichen
Wettbewerbsvorschriften eines
Teilnehmerstaats verstoßen
wird.

4. Ein Teilnehmerstaat ist
nicht berechtigt, mittels des all-
gemeinen Teils Informationen
über die Arbeit einer innerhalb
seines Hoheitsbereichs tätigen
Gesellschaft zu erlangen, die er
nicht durch Anwendung seiner
Gesetze oder durch seihe Ein-
richtungen und Gepflogenheiten
von dieser Gesellschaft erlangen
könnte, wenn diese ausschließ-
lich innerhalb seines Hoheits-
bereichs tätig wäre.

ARTIKEL 28

Informationen, die „keinen
besonderen Rechtsschutz ge-
nießen", sind Informationen,
die nicht Patente, Fabrik- oder
Handelsmarken, wissenschaft-
liche oder Fabrikationsverfahren
oder -entwicklungen, Einzel-
verkäufe, Steuererklärungen,
Kundenlisten oder geologische
oder geophysikalische Informa-
tionen einschließlich Karten
darstellen oder sich darauf be-
ziehen.

ARTIKEL 29

1. Innerhalb von 60 Tagen
nach dem ersten Tag der vor-
läufigen Anwendung dieses
Übereinkommens und gege-
benenfalls danach legt die Stän-
dige Gruppe für den Ölmarkt
dem Geschäftsführenden Aus-
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schuß einen Bericht vor, in. dem
die Einzelangaben im Rahmen
der in Artikel 27 Absatz 1 ent-
haltenen Liste von Gegenstän-
den festgelegt werden, die für
die wirksame Handhabung des
allgemeinen Teils erforderlich
sind, und in dem die Verfahren
für den regelmäßigen Erhalt
solcher Angaben dargelegt wer-
den.

2. Der Geschäftsführende Aus-
schuß überprüft den Bericht
und unterbreitet dem Verwal-
tungsrat Vorschlage; dieser faßt
innerhalb von 30 Tagen nach
Vorlage des Berichts an den
Geschäftsführenden Ausschuß
mit Stimmenmehrheit die er-
forderlichen Beschlüsse für die
Einrichtung und wirksame
Handhabung des allgemeinen
Teils.

ARTIKEL 30

Bei der Ausarbeitung ihrer
Berichte nach Artikel 29 wird
die Ständige Gruppe für den
Ölmarkt

— die Ölgesellschaften kon-
sultieren, um sicherzustel-
len, daß das System mit
den Tätigkeiten der In-
dustrie vereinbar ist;

— besondere Probleme und
Fragen aufzeigen, die für
die Teilnehmerstaaten von
Belang sind;

— bestimmte Angaben fest-
legen, die für die Losung
dieser Probleme und Fra-
gen nützlich und not-
wendig sind;

— genaue Normen für die
Harmonisierung der er-
forderlichen Informatio-
nen aufstellen, um die
Vergleichbarkeit der An-
gaben sicherzustellen;

— Verfahren zur Gewähr-
leistung der Vertraulich-
keit der Informationen
ausarbeiten.

ARTIKEL 31

1. Die Ständige Gruppe für
den Ölmarkt überprüft laufend
die Handhabung des allgemei-
nen Teils.
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2. Sollten sich die Bedingun-
gen des internationalen Öl-
markts ändern, so erstattet die
Ständige Gruppe für den Öl-
markt dem Geschäftsführenden
Ausschuß Bericht. Der Ausschuß
unterbreitet dem Verwaltungs-
rat Vorschläge über geeignete
Änderungen; dieser beschließt
mit Stimmenmehrheit über der-
artige Vorschläge.

B E S O N D E R E R T E I L

ARTIKEL 32
1. Im Rahmen des besonderen
Teils des Informationssystems
stellen die Teilnehmerstaaten
dem Sekretariat alle Informa-
tionen zur Verfügung, die für
eine wirksame Durchführung
der Notstandsmaßnahmen not-
wendig sind.

2. Jeder Teilnehmerstaat er-
greift geeignete Maßnahmen,
um zu gewährleisten, daß alle
innerhalb seines Hoheitsbereichs
tätigen Ölgesellschaften ihm die
Informationen zur Verfügung
stellen, die erforderlich sind,
damit er seine Verpflichtungen
nach Absatz 1 und Artikel 33
erfüllen kann.

3. Auf Grund dieser und an-
derer verfügbarer Informatio-
nen wird das Sekretariat die Öl-
versorgung und den Ölver-
brauch der Gruppe und jedes
Teilnehmerstaats laufend be-
obachten.

ARTIKEL 33
Im Rahmen des besonderen

Teils stellen die Teilnehmer-
staaten dem Sekretariat regel-
mäßig Informationen über die
nach Artikel 34 festgelegten
Einzelangaben über folgende
Gegenstände zur Verfügung:

(a) Ölverbrauch und -versor-
gung;

(b) Maßnahmen zur Drosse-
lung der Nachfrage;

(c) Umfang der Notstands-
reserven;
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(d) Verfügbarkeit und Ver-
wendung von Beförde-
rungsmitteln;

(e) derzeitiger und voraus-
geschätzter Umfang des
internationalen Angebots
und der internationalen
Nachfrage;

(f) sonstige Gegenstände, die
der Verwaltungsrat ein-
stimmig beschließt.

ARTIKEL 34

1. Innerhalb von 30 Tagen
nach dem ersten Tag der vor-
läufigen Anwendung dieses
Übereinkommens legt die Stän-
dige Gruppe für Notstands-
fragen dem Geschäftsführenden
Ausschuß einen Bericht vor, in
dem die Einzelangaben im
Rahmen der in Artikel 33 ent-
haltenen Liste von Gegenstän-
den festgelegt werden, die im
Rahmen des besonderen Teils
erforderlich sind, um die wirk-
same Durchführung der Not-
standsmaßnahmen sicherzustel-
len, und in dem die Verfahren
für den regelmäßigen Erhalt
solcher Angaben dargelegt wer-
den, einschließlich beschleunig-
ter Verfahren in Notstands-
zeiten.

2. Der Geschäftsführende Aus-
schuß überprüft den Bericht und
unterbreitet dem Verwaltungs-
rat Vorschläge; dieser faßt
innerhalb von 30 Tagen nach
Vorlage des Berichts an den
Geschäftsführenden Ausschuß
mit Stimmenmehrheit die er-
forderlichen Beschlüsse für die
Einrichtung und wirksame
Handhabung des besonderen
Teils.

ARTIKEL 35
Bei der Ausarbeitung ihres

Berichts nach Artikel 34 wird
die Ständige Gruppe für Not-
standsfragen

— die Ölgesellschaften kon-
sultieren, um sicherzustel-
len, daß das System mit
den Tätigkeiten der In-
dustrie vereinbar ist;
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— genaue Normen für die
Harmonisierung der erfor-
derlichen Informationen
aufstellen, um die Ver-
gleichbarkeit der Angaben
sicherzustellen;

— Verfahren zur Gewähr-
leistung der Vertraulich-
keit der Informationen
ausarbeiten.

ARTIKEL 36

Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen überprüft lau-
fend die Handhabung des be-
sonderen Teils und erstattet
gegebenenfalls dem Geschäfts-
führenden Ausschuß Bericht.
Der Ausschuß unterbreitet dem
Verwaltungsrat Vorschläge über
geeignete Änderungen; dieser
beschließt mit Stimmenmehrheit
über derartige Vorschläge.

K A P I T E L VI
RAHMEN FÜR KONSUL-

TATIONEN MIT DEN
ÖLGESELLSCHAFTEN

ARTIKEL 37
1. Die Teilnehmerstaaten rich-
ten innerhalb der Agentur einen
ständigen Rahmen für Konsul-
tationen ein, innerhalb dessen
ein oder mehrere Teilnehmer-
staaten in angemessener Weise
einzelne Ölgesellschaften über
alle wichtigen Aspekte der Öl-
wirtschaft konsultieren sowie
von ihnen Informationen dar-
über erbitten können und inner-
halb dessen die Teilnehmerstaa-
ten auf der Grundlage der Zu-
sammenarbeit die Ergebnisse
dieser Konsultationen unter-
einander weitergeben können.

2. Der Rahmen für Konsul-
tationen wird unter der Obhut
der Ständigen Gruppe für den
Ölmarkt eingerichtet.

3. Innerhalb von 60 Tagen
nach dem ersten Tag der vor-
läufigen Anwendung dieses
Übereinkommens und gegebe-
nenfalls danach legt die Ständige
Gruppe für den Ölmarkt nach
Konsultation mit den Ölgesell-
schaften dem Geschäftsführen-
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den Ausschuß einen Bericht über
die Verfahren für diese Kon-
sultationen vor. Der Geschäfts-
führende Ausschuß überprüft
den Bericht und unterbreitet
dem Verwaltungsrat Vorschläge;
dieser beschließt innerhalb von
30. Tagen nach Vorlage des Be-
richts an den Geschäftsführen-
den Ausschuß mit Stimmen-
mehrheit über diese Verfahren.

ARTIKEL 38

1. Die Ständige Gruppe für
den Ölmarkt legt dem Ge-
schäftsführenden Ausschuß über
die mit einer Ölgesellschaft ge-
führten Konsultationen inner-
halb von 30 Tagen einen Bericht
vor.

2. Der Geschäftsführende Aus-
schuß prüft den Bericht
und kann dem Verwaltungsrat
Vorschläge über geeignete in
Zusammenarbeit durchzufüh-
rende Maßnahmen unterbrei-
ten; der Verwaltungsrat be-
schließt über diese Vorschläge.

ARTIKEL 39

1. Die Ständige Gruppe für
den Ölmarkt wertet die Ergeb-
nisse der Konsultationen mit
den Ölgesellschaften und die von
ihnen erhaltenen Informationen
laufend aus.
2. Auf der Grundlage dieser
Auswertungen kann die Stän-
dige Gruppe die internationale
Öllage und die Lage der Öl-
wirtschaft prüfen und beurtei-
len; sie erstattet dem Geschäfts-
führenden Ausschuß Bericht.
3. Der Geschäftsführende Aus-
schuß überprüft diese Berichte
und unterbreitet dem Verwal-
tungsrat Vorschläge über ge-
eignete in Zusammenarbeit
durchzuführende Maßnahmen;
der Verwaltungsrat beschließt
über diese Vorschläge.

ARTIKEL 40

Die Ständige Gruppe für den
Ölmarkt legt dem Geschäfts-
führenden Ausschuß jährlich
einen allgemeinen Bericht vor
über die Wirkungsweise des
Rahmens für die Konsultationen
mit den Ölgesellschaften.
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K A P I T E L VII

LANGFRISTIGE
ZUSAMMENARBEIT

IM ENERGIEBEREICH
ARTIKEL 41

1. Die Teilnehmerstaaten sind
entschlossen, bei der Deckung
ihres gesamten Energiebedarfs
ihre Abhängigkeit von Ölein-
fuhren längerfristig zu ver-
ringern.
2. Zu diesem Zweck werden
die Teilnehmerstaaten nationale
Programme aufstellen und die
Annahme gemeinsamer Pro-
gramme fördern, wobei sie ge-
gebenenfalls bei gleichzeitiger
Abstimmung der nationalen
Zielsetzungen auch Mittel und
Anstrengungen auf den in Ar-
tikel 42 aufgeführten Gebieten
gemeinsam einsetzen.

ARTIKEL 42

1. Die Ständige Gruppe für
langfristige Zusammenarbeit
prüft die gemeinsamen Maß-
nahmen und erstattet dem Ge-
schäftsführenden Ausschuß dar-
über Bericht. Vor allem werden
folgende Gebiete geprüft:

(a) rationelle Energieverwen-
dung, einschließlich ge-
meinsamer Programme für
— den Austausch natio-

naler Erfahrungen und
Informationen im Zu-
sammenhang mit der
rationellen Energie-
verwendung;

— Methoden zur Ver-
ringerung der Zu-
nahme des Energiever-
brauchs durch ratio-
nelle Energieverwen-
dung;

(b) Entwicklung alternativer
Energiequellen, wie ein-
heimisches Öl, Kohle, Erd-
gas, Kernenergie und Was-
serkraft, einschließlich ge-
meinsamer Programme für

— den Austausch von In-
formationen über Fra-
gen wie Vorkommen,
Angebot und Nach-
frage, Preise und Be-
steuerung;
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— Methoden zur Ver-
ringerung der Zu-
nahme des Verbrauchs
von eingeführtem Öl
durch die Entwicklung
alternativer Energie-
quellen;

— konkrete Vorhaben,
einschließlich gemein-
sam finanzierter Vor-
haben;

— Kriterien, Qualitäts-
ziele und Normen für
den Umweltschutz;

(c) Forschung und Entwick-
lung im Energiebereich,
einschließlich vorrangig zu
behandelnder gemein-
samer Programme für

— Kohletechnologie;

— Sonnenenergie;
— Behandlung und Be-

seitigung radioaktiver
Abfälle;

— kontrollierte Kernfu-
sion;

— Erzeugung von Was-
serstoff aus Wasser;

— nukleare Sicherheit;
— Nutzung von Ab-

wärme;
— rationelle Energiever-

wendung;
— Nutzung von kommu-

nalem und Industrie-
müll zum Zweck der
rationellen Energie-
verwendung;

— Untersuchung des ge-
samten Energiesystems
und allgemeine Stu-
dien;

(d) Urananreicherung, ein-
schließlich gemeinsamer
Programme

— zur Überwachung von
Entwicklungen in der
Versorgung mit natür-
lichem und ange-
reichertem Uran;

— zur Erleichterung der
Entwicklung von na-
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türlichen Uranvor-
kommen und von An-
reicherungsdiensten ;

— zur Förderung der er-
forderlichen Konsul-
tationen zur Behand-
lung internationaler
Fragen, die sich etwa
im Zusammenhang mit
der Ausweitung der
Versorgung mit ange-
reichertem Uran er-
geben;

— zur Vorbereitung der
erforderlichen Samm-
lung, Analyse und Ver-
breitung von Daten
über die Planung von
Anreicherungsdiensten.

2. Bei der Prüfung der Gebiete
für gemeinsame Maßnahmen
trägt die Ständige Gruppe den
Tätigkeiten, die anderswo
durchgeführt werden, gebührend
Rechnung.

3. Nach Absatz 1 aufgestellte
Programme können gemeinsam
finanziert werden. Diese ge-
meinsame Finanzierung kann
nach Artikel 64 Absatz 2 er-
folgen.

ARTIKEL 43
1. Der Geschäftsführende Aus-
schuß überprüft die Berichte der
Ständigen Gruppe und unter-
breitet dem Verwaltungsrat ge-
eignete Vorschläge; dieser be-
schließt darüber bis zum 1. Juli
1975.

2. Der Verwaltungsrat trägt
den Möglichkeiten einer Zu-
sammenarbeit in größerem Rah-
men Rechnung.

K A P I T E L VIII
BEZIEHUNGEN ZU FÖR-
DERLÄNDERN UND ZU
ANDEREN VERBRAUCHER-

LÄNDERN

ARTIKEL 44
Die Teilnehmerstaaten wer-

den sich bemühen, Beziehungen
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auf der Grundlage der Zusam-
menarbeit zu Ölförderländern
und zu anderen Ölverbraucher-
ländern einschließlich der Ent-
wicklungsländer zu fördern. Sie
werden laufend die Entwick-
lungen im Energiebereich über-
prüfen, um Möglichkeiten für
einen konstruktiven Dialog so-
wie andere Formen der Zu-
sammenarbeit mit Förderlän-
dern und mit anderen Ver-
braucherländern aufzuzeigen
und um diesen Dialog und diese
Zusammenarbeit zu fördern.

ARTIKEL 45

Zur Erreichung der in Ar-
tikel 44 aufgeführten Ziele wer-
den die Teilnehmerstaaten die
Bedürfnisse und Interessen an-
derer Ölverbraucherländer, ins-
besondere der Entwicklungs-
länder, voll berücksichtigen.

ARTIKEL 46

Im Rahmen des Programms
werden die Teilnehmerstaaten
ihre Meinungen über ihre Be-
ziehungen zu ölförderländern
austauschen. Zu diesem Zweck
sollen die Teilnehmerstaaten
einander über die von ihnen mit
Förderländern getroffenen ge-
meinsamen Maßnahmen unter-
richten, die für die Ziele des
Programms von Belang sind.

ARTIKEL 47

Die Teilnehmerstaaten wer-
den im Rahmen des Programms

— unter Berücksichtigung
ihrer laufenden Überprü-
fung der Entwicklung der
internationalen Energie-
lage und ihrer Auswir-
kung auf die Weltwirt-
schaft nach Möglichkeiten
und Methoden der Förde-
rung eines stabilen inter-
nationalen Ölhandels und
einer gesicherten Ölver-
sorgung zu vernünftigen
und gerechten Bedingun-
gen für jeden Teilnehmer-
staat suchen;
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— unter Berücksichtigung der
in anderen internationalen
Organisationen aufgenom-
menen Arbeiten andere
mögliche Gebiete der Zu-
sammenarbeit prüfen, ein-
schließlich der Aussichten
für eine Zusammenarbeit
bei der beschleunigten In-
dustrialisierung und so-
zialen und wirtschaftlichen
Entwicklung in den wich-
tigsten Fördergebieten so-
wie ihrer Auswirkungen
auf den internationalen
Handel und die interna-
tionale Investitionstätig-
keit;

— die Aussichten für eine
Zusammenarbeit mit Öl-
förderländern in Energie-
fragen von gemeinsamem
Interesse, wie der rationel-
len Energieverwendung,
der Entwicklung alterna-
tiver Quellen sowie der
Forschung und Entwick-
lung, laufend überprüfen.

ARTIKEL 48

1. Die Ständige Gruppe für
die Beziehungen zu Förderlän-
dern und zu anderen Ver-
braucherländern wird die in die-
sem Kapitel bezeichneten Ange-
legenheiten prüfen und dem Ge-
schäftsführenden Ausschuß dar-
über Bericht erstatten.

2. Der Geschäftsführende Aus-
schuß kann dem Verwaltungsrat
Vorschläge über geeignete ge-
meinsame Maßnahmen in bezug
auf diese Angelegenheiten un-
terbreiten; der Verwaltungsrat
beschließt über diese Vor-
schläge.

K A P I T E L IX

INSTITUTIONELLE UND
ALLGEMEINE BESTIM-

MUNGEN

ARTIKEL 49

1. Die Agentur hat folgende
Organe:

— einen Verwaltungsrat,
— einen Geschäftsführenden

Ausschuß,
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— Ständige Gruppen für

— Notstandsfragen
— den Ölmarkt
— langfristige Zusammen-

arbeit
— die Beziehungen zu

Förderländern und zu
anderen Verbraucher-
ländern.

2. Der Verwaltungsrat oder
der Geschäftsführende Ausschuß
kann mit Stimmenmehrheit je-
des andere für die Durchfüh-
rung des Programms erforder-
liche Organ einsetzen.

3. Die Agentur hat ein Sekre-
tariat, das die in den Absätzen 1
und 2 genannten Organe unter-
stützt.

V E R W A L T U N G S R A T

ARTIKEL 50
1. Der Verwaltungsrat besteht
aus einem oder mehreren Mi-
nistern oder deren Delegierten
aus jedem Teilnehmerstaat.

2. Der Verwaltungsrat nimmt
mit Stimmenmehrheit seine Ge-
schäftsordnung an. Sofern in
der Geschäftsordnung nichts
anderes beschlossen wird, findet
sie auch auf den Geschäftsfüh-
renden Ausschuß und die Stän-
digen Gruppen Anwendung.

3. Der Verwaltungsrat wählt
mit Stimmenmehrheit seinen
Vorsitzenden und seine Stell-
vertretenden Vorsitzenden.

ARTIKEL 51
1. Der Verwaltungsrat faßt
Beschlüsse und gibt Empfeh-
lungen ab, die für den rei-
bungslosen Ablauf des Pro-
gramms erforderlich sind.

2. Der Verwaltungsrat über-
prüft in regelmäßigen Abstän-
den die Entwicklung der inter-
nationalen Energielage, ein-
schließlich der Probleme im Zu-
sammenhang mit der Ölver-
sorgung eines oder mehrerer
Teilnehmerstaaten, sowie die
wirtschaftlichen und währungs-
politischen Folgen dieser Ent-
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wicklung und trifft geeignete
Maßnahmen. Bei seinen Tätig-
keiten im Zusammenhang mit
den wirtschaftlichen und wäh-
rungspolitischen Folgen der Ent-
wicklung der internationalen
Energielage berücksichtigt der
Verwaltungsrat die Zuständig-
keit und die Tätigkeiten der für
gesamtwirtschaftliche und wäh-
rungspolitische Fragen verant-
wortlichen internationalen In-
stitutionen.

3. Der Verwaltungsrat kann
mit Stimmenmehrheit jede sei-
ner Aufgaben auf jedes andere
Organ der Agentur übertragen.

ARTIKEL 52

1. Vorbehaltlich des Artikels 61
Absatz 2 und des Artikels 65
sind die Beschlüsse, die nach die-
sem Übereinkommen vom Ver-
waltungsrat oder von jedem
anderen Organ auf Grund einer
Aufgabenübertragung durch den
Rat gefaßt werden, für die Teil-
nehmerstaaten bindend.

2. Empfehlungen sind nicht
bindend.

G E S C H Ä F T S -
F Ü H R E N D E R
A U S S C H U S S

ARTIKEL 53

1. Der Geschäftsführende Aus-
schuß besteht aus einem oder
mehreren hohen Vertretern der
Regierung jedes Teilnehmer-
staats.

2. Der Geschäftsführende Aus-
schuß erfüllt die ihm in diesem
Übereinkommen zugewiesenen
sowie alle anderen ihm vom
Verwaltungsrat übertragenen
Aufgaben.

3. Der Geschäftsführende Aus-
schuß kann jede in den Rahmen
dieses Übereinkommens fallende
Angelegenheit prüfen und ge-
gebenenfalls dem Verwaltungs-
rat dazu Vorschläge unterbrei-
ten.

4. Der Geschäftsführende Aus-
schuß tritt zusammen, wenn dies
von einem Teilnehmerstaat ver-
langt wird.



93. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1976 — Nr. 317 1197

5. Der Geschäftsführende Aus-
schuß wählt mit Stimmenmehr-
heit seinen Vorsitzenden und
seine Stellvertretenden Vor-
sitzenden.

S T Ä N D I G E G R U P P E N

ARTIKEL 54

1. Jede Ständige Gruppe be-
steht aus einem oder mehreren
Vertretern der Regierung jedes
Teilnehmerstaats.

2. Der Geschäftsführende Aus-
schuß wählt mit Stimmenmehr-
heit die Vorsitzenden und die
Stellvertretenden Vorsitzenden
der ständigen Gruppen.

ARTIKEL 55
1. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen erfüllt die ihr
in den Kapiteln I bis V und in
der Anlage zugewiesenen sowie
alle anderen ihr vom Verwal-
tungsrat übertragenen Aufga-
ben.
2. Die Ständige Gruppe kann
jede in den Rahmen der Ka-
pitel I bis V und der Anlage
fallende Angelegenheit prüfen
und dem Geschäftsführenden
Ausschuß darüber berichten.

3. Die Ständige Gruppe kann
die Ölgesellschaften über jede in
ihren Zuständigkeitsbereich fal-
lende Angelegenheit konsul-
tieren.

ARTIKEL 56
1. Die Ständige Gruppe für
den Ölmarkt erfüllt die ihr in
den Kapiteln V und VI zuge-
wiesenen sowie alle anderen ihr
vom Verwaltungsrat übertra-
genen Aufgaben.

2. Die Ständige Gruppe kann
jede in den Rahmen der Ka-
pitel V und VI fallende Ange-
legenheit prüfen und dem Ge-
schäftsführenden Ausschuß dar-
über berichten.
3. Die Ständige Gruppe kann
die Ölgesellschaften über jede in
ihren Zuständigkeitsbereich fal-
lende Angelegenheit konsul-
tieren.

148
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ARTIKEL 57

1. Die Ständige Gruppe für
langfristige Zusammenarbeit er-
füllt die ihr in Kapitel VII zu-
gewiesenen sowie alle anderen
ihr vom Verwaltungsrat über-
tragenen Aufgaben.

2. Die Ständige Gruppe kann
jede in den Rahmen des Ka-
pitels VII fallende Angelegen-
heit prüfen und dem Geschäfts-
führenden Ausschuß darüber
berichten.

ARTIKEL 58

1. Die Ständige Gruppe für
die Beziehungen zu Förderlän-
dern und zu anderen Verbrau-
cherländern erfüllt die ihr in
Kapitel VIII zugewiesenen sowie
alle anderen ihr vom Verwal-
tungsrat übertragenen Auf-
gaben.

2. Die Ständige Gruppe kann
jede in den Rahmen des Kapi-
tels VIII fallende Angelegenheit
prüfen und dem Geschäftsfüh-
renden Ausschuß darüber be-
richten.

3. Die Ständige Gruppe kann
die Ölgesellschaften über jede in
ihren Zuständigkeitsbereich fal-
lende Angelegenheit konsul-
tieren.

S E K R E T A R I A T

ARTIKEL 59

1. Das Sekretariat besteht aus
einem Exekutivdirektor und
dem erforderlichen Personal.

2. Der Exekutivdirektor wird
vom Verwaltungsrat ernannt.

3. Bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben im Rahmen dieses
Übereinkommens sind der Exe-
kutivdirektor und das Personal
den Organen der Agentur ge-
genüber verantwortlich und er-
statten ihnen Bericht.

4. Der Verwaltungsrat faßt
mit Stimmenmehrheit alle für
die Einrichtung und den Betrieb
des Sekretariats erforderlichen
Beschlüsse.
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ARTIKEL 60
Das Sekretariat erfüllt die

ihm in diesem Übereinkommen
zugewiesenen sowie alle anderen
ihm vom Verwaltungsrat zuge-
wiesenen Aufgaben.

A B S T I M M U N G

ARTIKEL 61
1. Der Verwaltungsrat nimmt
Beschlüsse und Empfehlungen,
für die in diesem Übereinkom-
men keine ausdrückliche Ab-
stimmungsvorschrift enthalten
ist, wie folgt an:

(a) mit Stimmenmehrheit:
— Beschlüsse über die

Durchführung des Pro-
gramms, einschließlich
der Beschlüsse zur An-
wendung von Bestim-
mungen dieses Über-
einkommens, die den
Teilnehmerstaaten be-
reits bestimmte Ver-
pflichtungen auferle-
gen;

— Beschlüsse über Ver-
fahrensfragen;

— Empfehlungen;

(b) einstimmig:
— alle sonstigen Be-

schlüsse, insbesondere
einschließlich der Be-
schlüsse, die den Teil-
nehmerstaaten neue, in
diesem Obereinkom-
men noch nicht festge-
legte Verpflichtungen
auferlegen.

2. Die in Absatz 1 Buch-
stabe (b) genannten Beschlüsse
können vorsehen,

(a) daß sie für einen oder
mehrere Teilnehmerstaa-
ten nicht bindend sind;

(b) daß sie nur unter be-
stimmten Bedingungen
bindend sind.

ARTIKEL 62
1. Die Einstimmigkeit erfor-
dert alle Stimmen der anwe-
senden und abstimmenden Teil-
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nehmerstaaten. Staaten, die sich
der Stimme enthalten, gelten
nicht als abstimmende Staaten.
2. Ist Stimmenmehrheit oder
eine qualifizierte Mehrheit er-
forderlich, so haben die Stim-
men der Teilnehmerstaaten fol-
gendes Gewicht:

3. Die Stimmenmehrheit er-
fordert 60 Prozent der gesam-
ten kombinierten Stimmenge-
wichte und 50 Prozent der ab-
gegebenen allgemeinen Stim-
mengewichte.

4. Die qualifizierte Mehrheit
erfordert

(a) 60 Prozent der gesam-
ten kombinierten Stim-
mengewichte und 36 all-
gemeine Stimmengewichte
bei

— dem Beschluß nach Ar-
tikel 2 Absatz 2 über
die Erhöhung der
Pflicht-Notstandsreser-
ven;

— Beschlüssen nach Arti-
kel 19 Absatz 3, die in
den Artikeln 13 und
14 genannten Not-
standsmaßnahmen
nicht in Kraft zu set-
zen;
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— Beschlössen nach Arti-
kel 20 Absatz 3 über
Maßnahmen, die not-
wendig sind, um den
Erfordernissen der
Lage gerecht zu wer-
den;

— Beschlüssen nach Arti-
kel 23 Absatz 3, die
in den Artikeln 13 und
14 genannten Not-
standsmaßnahmen auf-
rechtzuerhalten;

— Beschlüssen nach Arti-
kel 24, die in den Ar-
tikeln 13 und 14 ge-
nannten Notstands-
maßnahmen außer
Kraft zu setzen;

(b) 42 allgemeine Stimmenge-
wichte bei
— Beschlüssen nach Arti-

kel 19 Absatz 3, die
in Artikel 17 genann-
ten Notstandsmaßnah-
men nicht in Kraft zu
setzen;

— Beschlüssen nach Arti-
kel 23 Absatz 3, die
in Artikel 17 ge-
nannten Notstands-
maßnahmen aufrecht-
zuerhalten;

— Beschlüssen nach Arti-
kel 24, die in Arti-
kel 17 genannten Not-
standsmaßnahmen
außer Kraft zu setzen.

5. Der Verwaltungsrat be-
schließt einstimmig über die not-
wendige Erhöhung, Herabset-
zung und Neuverteilung der In
Absatz 2 bezeichneten Stim-
mengewichte sowie über Ände-
rungen der in den Absätzen 3
und 4 festgelegten Abstim-
mungserfordernisse für den Fall,

— daß ein Staat diesem
Übereinkommen nach Ar-
tikel 71 beitritt oder

— daß ein Staat nach Arti-
kel 68 Absatz 2 oder Ar-
tikel 69 Absatz 2 von die-
sem Übereinkommen zu-
rücktritt.

6. Der Verwaltungsrat über-
prüft jährlich die Anzahl und
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Verteilung der in Absatz 2 fest-
gelegten Stimmengewichte und
beschließt auf Grund dieser Prü-
fung einstimmig, ob diese Stim-
mengewichte erhöht oder herab-
gesetzt oder aber neu verteilt
werden sollen oder beides, weil
eine Änderung im Anteil eines
Teilnehmerstaats am Gesamtöl-
verbrauch eingetreten Ist oder
ein anderer Grund vorliegt.

7. Jede Änderung in Absatz 2,
3 oder 4 muß den Grundsätzen
jener Absätze und des Absat-
zes 6 entsprechen.

B E Z I E H U N G E N Z U
A N D E R E N R E C H T S -

T R Ä G E R N
ARTIKEL 63

Zur Erreichung der Ziele des
Programms kann die Agentur
zu Nichtteilnehmerstaaten,
staatlichen oder nichtstaatlichen
internationalen Organisationen,
sonstigen Rechtsträgern und
Einzelpersonen geeignete Bezie-
hungen herstellen.

F I N A N Z I E L L E R E G E -
L U N G E N
ARTIKEL 64

1. Die Kosten des Sekretariats
und alle sonstigen allgemeinen
Kosten werden auf alle Teilneh-
merstaaten nach einem Beitrags-
schlüssel umgelegt, der nach den
in der Anlage zu der Ent-
schließung des OECD-Rates
über die Festsetzung des Schlüs-
sels für die Beiträge der Mit-
gliedstaaten zum Haushalt der
Organisation" vom 10. Dezem-
ber 1963 dargelegten Grund-
sätzen und Vorschriften ausge-
arbeitet wird. Nach dem ersten
Jahr der Anwendung dieses
Übereinkommens überprüft der
Verwaltungsrat diesen Beitrags-
schlüssel und beschließt einstim-
mig über etwaige angemessene
Änderungen nach Artikel 73.

2. Besondere Kosten, die im
Zusammenhang mit den nach
Artikel 65 ausgeübten Sonder-
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tätigkeiten entstehen, werden
auf die an diesen Sondertätig-
keiten beteiligten Teilnehmer-
staaten in einem Verhältnis um-
gelegt, das einstimmig zwischen
ihnen vereinbart wird.

3. Der Exekutivdirektor legt
dem Verwaltungsrat nach Maß-
gabe der von diesem angenom-
menen Finanzordnung bis zum
1. Oktober eines jeden Jahres
einen Haushaltsplanentwurf vor,
der den Personalbedarf umfaßt.
Der Verwaltungsrat nimmt den
Haushaltsplan mit Stimmen-
mehrheit an.

4. Der Verwaltungsrat faßt
mit Stimmenmehrheit alle son-
stigen notwendigen Beschlüsse
über die Finanzverwaltung der
Agentur.

5. Das Rechnungsjahr beginnt
am 1. Januar und endet am
31. Dezember eines jeden Jah-
res. Am Ende jedes Rechnungs-
jahrs werden Einnahmen und
Ausgaben der Rechnungsprü-
fung unterworfen.

S O N D E R T Ä T I G -
K E I T E N

ARTIKEL 65
1. Zwei oder mehr Teilneh-
merstaaten können beschließen,
im Rahmen dieses Übereinkom-
mens Sondertätigkeiten auszu-
üben, die nicht unter die nach
den Kapiteln I bis V von allen
Teilnehmerstaaten auszuüben-
den Tätigkeiten fallen. Teilneh-
merstaaten, die an diesen Son-
dertätigkeiten nicht teilzuneh-
men wünschen, beteiligen sich
nicht an diesen Beschlüssen und
werden durch sie nicht gebun-
den. Teilnehmerstaaten, die
diese Tätigkeiten ausüben, hal-
ten den Verwaltungsrat darüber
auf dem laufenden.

2. Für die Durchführung die-
ser Sondertätigkeiten können
die betreffenden Teilnehmer-
staaten andere Abstimmungs-
verfahren ab die in den Arti-
keln 61 und 62 vorgesehenen
vereinbaren.
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D U R C H F Ü H R U N G
DES Ü B E R E I N K O M -

M E N S
ARTIKEL 66

Jeder Teilnehmerstaat trifft
die erforderlichen Maßnahmen
— einschließlich der erforderli-
chen gesetzgeberischen Maßnah-
men — zur Durchführung die-
ses Übereinkommens und der
vom Verwaltungsrat gefaßten
Beschlüsse.

K A P I T E L X

SCHLUSSBESTIMMUNGEN
ARTIKEL 67

1. Jeder Unterzeichnerstaat
notifiziert der Regierung des
Königreichs Belgien bis zum
1. Mai 1975, daß er, nachdem
er seinen verfassungsrechtlichen
Verfahren entsprochen hat, zu-
stimmt, durch dieses Überein-
kommen gebunden zu sein.

2. Am zehnten Tag nach dem
Tag, an dem mindestens sechs
Staaten, die mindestens 60 Pro-
zent der in Artikel 62 genann-
ten kombinierten Stimmenge-
wichte innehaben, eine Notifika-
tion der Zustimmung, durch
dieses Übereinkommen gebun-
den zu sein, oder ihre Beitritts-
urkunde hinterlegt haben, tritt
dieses Übereinkommen für diese
Staaten in Kraft.

3. Für jeden Unterzeichner-
staat, der seine Notifikation da-
nach hinterlegt, tritt dieses
Übereinkommen am zehnten
Tag nach dem Tag der Hinter-
legung in Kraft.
4. Der Verwaltungsrat kann
auf Ersuchen eines Unterzeich-
nerstaats mit Stimmenmehrheit
beschließen, die Frist für die
Notifikation für diesen Staat
über den 1. Mai 1975 hinaus
zu verlängern.

ARTIKEL 68

1. Ungeachtet des Artikels 67
wird dieses Übereinkommen
von allen Unterzeichnerstaaten,
soweit dies möglich und mit
ihrer Gesetzebung nicht unver-
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einbar ist, vom 18. November
1974 im Anschluß an die erste
Sitzung des Verwaltungsrats an
vorläufig angewendet.

2. Die vorläufige Anwendung
dieses Übereinkommens dauert
an

— bis zum Inkrafttreten des
Übereinkommens für den
betreffenden Staat nach
Artikel 67,

— bis 60 Tage nach Eingang
einer Notifikation bei der
Regierung des Königreichs
Belgien, daß der betref-
fende Staat nicht zustim-
men wird, durch das
Übereinkommen gebun-
den zu sein, oder

— bis zum Ablauf der in Ar-
tikel 67 genannten Frist
für die Notifikation der
Zustimmung durch den be-
treffenden Staat.

ARTIKEL 69
1. Dieses Übereinkommen
bleibt vom Tag seines Inkraft-
tretens an zehn Jahre und da-
nach weiterhin in Kraft, sofern
und solange der Verwaltungsrat
nicht mit Stimmenmehrheit die
Beendigung des Übereinkom-
mens beschließt.

2. Jeder Teilnehmerstaat kann
die Anwendung dieses Überein-
kommens frühestens drei Jahre
nach dem ersten Tag der vor-
läufigen Anwendung des Über-
einkommens für sich beenden,
indem er der Regierung des Kö-
nigreichs Belgien unter Einhal-
tung einer Frist von zwölf Mo-
naten eine schriftliche Kündi-
gung übermittelt.

ARTIKEL 70
1. Jeder Staat kann im Zeit-
punkt der Unterzeichnung, der
in Artikel 67 vorgesehenen No-
tifikation der Zustimmung, ge-
bunden zu sein, des Beitritts
oder jederzeit danach durch eine
an die Regierung des König-
reichs Belgien gerichtete Notifi-
kation erklären, daß dieses
Übereinkommen auf alle oder
einzelne Hoheitsgebiete, für de-
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ren internationale Beziehungen
er verantwortlich ist, oder auf
Hoheitsgebiete innerhalb seiner
Grenzen Anwendung findet, für
deren Ölversorgung er rechtlich
verantwortlich ist.

2. Jede nach Absatz 1 abge-
gebene Erklärung kann in be-
zug auf jedes darin genannte
Hoheitsgebiet nach Artikel 69
Absatz 2 zurückgenommen wer-
den.

ARTIKEL 71

1. Dieses Übereinkommen
steht für jedes Mitglied der Or-
ganbation für Wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwick-
lung zum Beitritt offen, das in
der Lage und bereit ist, den Er-
fordernissen des Programms ge-
recht zu werden. Der Verwal-
tungsrat beschließt mit Stim-
menmehrheit über jeden Antrag
auf Beitritt.

2. Dieses Übereinkommen tritt
für jeden Staat, dessen Antrag
auf Beitritt stattgegeben wurde,
am zehnten Tag nach Hinterle-
gung seiner Beitrittsurkunde bei
der Regierung des Königreichs
Belgien oder am Tag des In-
krafttretens des Übereinkom-
mens nach Artikel 67 Absatz 2
in Kraft, je nachdem, welches
der spätere Zeitpunkt ist.

3. Bis zum 1. Mai 1975 kann
der Beitritt vorläufig unter den
in Artikel 68 dargelegten Bedin-
gungen erfolgen.

ARTIKEL 72

1. Dieses Obereinkommen
steht für die Europäischen Ge-
meinschaften zum Beitritt offen.

2. Dieses Übereinkommen be-
hindert nicht die weitere Durch-
führung der Verträge zur Grün-
dung der Europäischen Gemein-
schaften.

ARTIKEL 73

Der Verwaltungsrat kann die-
ses Übereinkommen jederzeit
einstimmig ändern. Die Ände-
rung tritt in einer Weise in
Kraft, die der Verwaltungsrat
einstimmig festlegt, wobei er
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dafür Sorge trägt, daß die Teil-
nehmerstaaten ihren verfas-
sungsrechtlichen Verfahren ent-
sprechen können.

ARTIKEL 74

Dieses Übereinkommen un-
terliegt nach dem 1. Mai 1980
einer allgemeinen Überprüfung.

ARTIKEL 75

Die Regierung des König-
reichs Belgien notifiziert allen
Teilnehmerstaaten die Hinter-
legung jeder in Artikel 67 vor-
gesehenen Notifikation der Zu-
stimmung, gebunden zu sein,
und jeder Beitrittsurkunde, das
Inkrafttreten dieses Überein-
kommens oder jede Änderung
desselben, jede Kündigung des
Übereinkommens und den Ein-
gang jeder sonstigen Erklärung
oder Notifikation.

ARTIKEL 76
Die Urschrift dieses Oberein-

kommens, dessen deutscher, eng-
lischer und französischer Wort-
laut gleichermaßen verbindlich
ist, wird bei der Regierung des
Königreichs Belgien hinterlegt;
diese übermittelt jedem anderen
Teilnehmerstaat eine beglaubigte
Abschrift.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu von ihren Regierungen gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Paris am 18. November 1974.
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A N L A G E

NOTSTANDSRESERVEN
ARTIKEL 1

1. Die gesamten Ölvorräte
werden nach den OECD- und
EWG-Definitionen gemessen,
die wie folgt revidiert werden:

A. Vorräte, die einbezogen
werden:
Rohöl, Haupterzeugnisse
und Halbfertigfabrikate,
gelagert

— in Raffinerietanks

— In Umschlaglagern für
nicht abgefülltes Öl

— in Tanklagern an
Rohrleitungen

— in Leichtern
— in Küstentankschiffen

— in im Hafen liegenden
Öltankschiffen

— in Bunkern für Bin-
nenschiffe

— als Tankbodenbestand

— in Betriebsvorräten

— von Großverbrauchern
auf Grund gesetzlicher
Vorschriften oder an-
derweitig unter staat-
licher Kontrolle.

B. Vorräte, die nicht einbe-
zogen werden:

(a) noch nicht gefördertes
Rohöl

(b) Rohöl, Haupterzeug-
nisse und Halbfertig-
fabrikate, gelagert

— in Rohrleitungen

— in Schienentank-
wagen

— in Tanklastwagen
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— in Bunkern für See-
schiffe

— bei Tankstellen
und im Einzelhan-
del

— von sonstigen Ver-
brauchern

— in Tankschiffen auf
See

— als militärische
Vorräte.

2. Der Teil der Ölvorräte, der
auf die Pflicht-Notstandsreser-
ven eines jeden Teilnehmer-
staats angerechnet werden kann,
entspricht seinen gesamten Öl-
vorräten auf Grund der obigen
Definition abzüglich derjenigen
Vorräte, die nach technischer
Feststellung selbst im ernstesten
Notstand absolut nicht verfüg-
bar sind. Die Ständige Gruppe
für Notstandsfragen prüft dieses
Konzept und berichtet über Kri-
terien zur Messung absolut nicht
verfügbarer Vorräte.

3. Bis zur Beschlußfassung in
dieser Angelegenheit zieht jeder
Teilnehmerstaat bei der Mes-
sung seiner Notstandsreserven
10 Prozent von seinen Gesamt-
vorräten ab.

4. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen prüft und be-
richtet dem Geschäftsführenden
Ausschuß über

(a) die Modalitäten der Ein-
beziehung von Naphtha,
das nicht als Motoren-
und Flugbenzin verwendet
wird, in den Verbrauch,
nach dem die Vorräte ge-
messen werden;

(b) die Möglichkeit der Schaf-
fung gemeinsamer Vor-
schriften für die Behand-
lung von Bunkerbestän-
den für die Seeschiffahrt
im Notstand und der Ein-
beziehung dieser Bunker-
bestände in den Verbrauch,
nach dem die Vorräte ge-
messen werden;
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(c) die Möglichkeit der Schaf-
fung gemeinsamer Vor-
schriften für die Drosse-
lung der Nachfrage bei
Bunkerbeständen für Flug-
zwecke;

(d) die Möglichkeit, einen
Teil der im Zeitpunkt der
Inkraftsetzung von Not -
standsmaßnahmen auf See
befindlichen Ölmenge auf
die Pflicht-Notstandsre-
serven anzurechnen;

(e) die Möglichkeit, durch
Einsparungen im Vertei-
lungssystem die in einem
Notstand verfügbaren
Vorräte zu vergrößern.

ARTIKEL 2

1. Als Kapazität der Umstel-
lung auf andere Energieträger
wird der normale Ölverbrauch
bezeichnet, der im Notstand
durch andere Energieträger er-
setzt werden kann, unter der
Voraussetzung, daß diese Ka-
pazität im Notstand staatlicher
Kontrolle unterliegt, innerhalb
eines Monats in Betrieb genom-
men werden kann und daß
sichere Vorräte an alternativen
Energieträgern verwendungs-
fähig zur Verfügung stehen.

2. Der Vorrat an alternativen
Energieträgern wird in Ölein-
heiten ausgedrückt.

3. Die Vorräte an alternativen
Energieträgern, die für Zwecke
der Umstellung auf andere
Energieträger bereitgehalten
werden, können auf die Pflicht-
Notstandsreserven angerechnet
werden, soweit sie während des
Selbstversorgungszeitraums ver-
wendet werden können.

4. Die bereitgehaltene zusätz-
liche Produktion eines alterna-
tiven Energieträgers, die für
Zwecke der Umstellung auf an-
dere Energieträger bestimmt ist,
wird vorbehaltlich des Artikels 4
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dieser Anlage auf die Pflicht-
Notstandsreserven auf derselben
Grundlage angerechnet wie die
bereitgehaltene zusätzliche Öl-
förderung.

5. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen prüft und be-
richtet dem Geschäftsführenden
Ausschuß über

(a) die Angemessenheit der in
Absatz 1 genannten Frist
von einem Monat,

(b) die Berechnungsbasis für
die Kapazität der Umstel-
lung auf andere Energie-
träger auf der Grundlage
der Vorräte an alter-
nativen Energieträgern
vorbehaltlich des Ab-
satzes 3.

ARTIKEL 3

Ein Teilnehmerstaat kann die
in einem anderen Staat unter-
haltenen Ölvorräte auf seine
Pflicht-Notstandsreserven an-
rechnen, sofern die Regierung
dieses anderen Staates mit der
Regierung des Teilnehmerstaats
ein Abkommen geschlossen hat,
daß sie die Beförderung dieser
Vorräte in den Teilnehmerstaat
in einem Notstand nicht behin-
dern wird.

ARTIKEL 4

1. Als bereitgehaltene zusätz-
liche Ölförderung wird die po-
tentielle Ölförderung eines
Teilnehmerstaats bezeichnet, die
über die normale Ölförderung
innerhalb seines Hoheitsbereichs
hinausgeht und die

— staatlicher Kontrolle un-
terliegt und

— im Notstand innerhalb
des Selbstversorgungszeit-
raums in Betrieb ge-
nommen werden kann.

2. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen prüft und be-
richtet dem Geschäftsführenden
Ausschuß über
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(a) die Konzeption und
Methoden zur Messung
der in Absatz 1 genannten
bereitgehaltenen zusätz-
lichen Ölförderung,

(b) die Angemessenheit des
„Selbstversorgungszeit-
raums" als Frist,

(c) die Frage, ob eine be-
stimmte Menge der bereit-
gehaltenen zusätzlichen
Ölförderung für die
Zwecke der Selbstversor-
gung im Notstand wert-
voller ist als die gleiche
Menge an Ölvorräten,
den Umfang einer mög-
lichen Anrechnung der
bereitgehaltenen zusätz-
lichen Ölförderung und
die Methode ihrer Be-
rechnung.

ARTIKEL 5

Die einem Teilnehmerstaat
innerhalb des Hoheitsbereichs
eines anderen Staates zur Ver-
fügung stehende bereitgehaltene
zusätzliche Ölförderung kann
vorbehaltlich des Artikels 4 die-
ser Anlage auf seine Pflicht-Not-
standsreserven auf derselben
Grundlage angerechnet werden
wie die innerhalb des eigenen
Hoheitsbereichs bereitgehaltene
zusätzliche Ölförderung, sofern
die Regierung dieses anderen
Staates mit der Regierung des
Teilnehmerstaats ein Abkom-
men geschlossen hat, daß sie die
Lieferung von Öl aus dieser be-
reitgehaltenen zusätzlichen Ka-
pazität in den Teilnehmerstaat
in einem Notstand nicht behin-
dern wird.

ARTIKEL 6

Die Ständige Gruppe für Not-
standsfragen prüft und berichtet
dem Geschäftsführenden Aus-
schuß über die Möglichkeit der
Anrechnung von langfristigen
Investitionen, die zur Verringe-
rung der Abhängigkeit eines
Teilnehmerstaats von Öleinfuh-
ren führen, auf die in Ar-
tikel 2 Absatz 2 des Überein-
kommens vorgesehenen Pflicht-
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Notstandsreserven des Teil-
nehmerstaats.

ARTIKEL 7

1. Die Ständige Gruppe für
Notstandsfragen prüft und be-
richtet dem Geschäftsführenden
Ausschuß über den in Artikel 2
Absatz 1 des Übereinkommens
vorgesehenen Bezugszeitraum,
wobei sie insbesondere Faktoren
wie Wachstum, jahreszeitliche
Verbrauchsschwankungen und
konjunkturelle Änderungen be-
rücksichtigt.

2. Beschlüsse des Verwaltungs-
rats zur Änderung der Defini-
tion des in Absatz 1 genannten
Bezugszeitraums bedürfen der
Einstimmigkeit.

ARTIKEL 8

Die Ständige Gruppe für Not-
standsfragen prüft und berichtet
dem Geschäftsführenden Aus-
schuß über alle Elemente der
Kapitel I bis IV des Oberein-
kommens, um mögliche mathe-
matische und statistische Anoma-
lien zu beseitigen.

ARTIKEL 9

Die Berichte der Ständigen
Gruppe für Notstandsfragen
über die in dieser Anlage ge-
nannten Angelegenheiten wer-
den dem Geschäftsführenden
Ausschuß bis zum 1. April 1975
vorgelegt. Der Geschäfts-
führende Ausschuß unterbreitet
dem Verwaltungsrat gegebenen-
falls Vorschläge; dieser beschließt
darüber bis zum 1. Juli 1975
mit Stimmenmehrheit, sofern
nicht Artikel 7 Absatz 2 dieser
Anlage etwas anderes bestimmt.

Das Inkrafttreten des Vertragswerkes wird gesondert kundgemacht.

Kreisky
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318 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1976
über die Haltung von Notstandsreserven an
Erdöl und Erdölprodukten und über Melde-
pflichten zur Sicherung der Energieversor-
gung (Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung
von Vorschriften, wie sie im Art. II dieses
Bundesgesetzes enthalten sind, sind für die Zeit
vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes
bis 30. Juni 1978 auch in den Belangen Bundes-
sache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungs-
gesetz in der Fassung von 1929 etwas anderes
vorsieht.

Artikel II

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet
der Begriff

1. „IEP-Übereinkommen" das Übereinkom-
men vom 18. November 1974 über ein
Internationales Energieprogramm;

2. „Energieträger" Stoffe oder Systeme, aus
denen mit technischen Mitteln Energie ge-
wonnen werden kann;

3. „Erdöl" Erdöle und Öle aus bituminösen
Mineralien, roh, der Nummer 27.09 des Zoll-
tarifes (Zolltarifgesetz 1958, BGBl. Nr. 74,
in der derzeit geltenden Fassung);

4. „Erdölprodukte" Waren der Nummer 27.10
des Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958), Erdöl-
fraktionen und Rückstände von der Erdöl-
verarbeitung der Nummer 27.10 des Zoll-
tarifes (Zolltarifgesetz 1958), ausgenommen
Schmieröle, Transformatorenöle und Fette;

5. „Steinkohle und Steinkohlenkoks" Stein-
kohle aus Nummer 27.01 und Koks und
Halbkoks (Schwelkoks) aus Steinkohle aus
Nummer 27.04 des Zolltarifes (Zolltarif-
gesetz 1958);

6. „Erdgas" Erdgas aus Nummer 27.11 des
Zolltarifes (Zolltarifgesetz 1958).

§ 2. (1) Physische und juristische Personen so-
wie Personengesellschaften des Handelsrechtes,
die Erdöl oder Erdölprodukte importieren, haben
nach Maßgabe der §§ 3 bis 10 Pflichtnotstands-
reserven an Erdöl oder Erdölprodukten zu hal-
ten (Vorratspflichtige).

(2) Geringfügige Importe, wie in Fahrzeugen
mitgeführte Reserven an Treibstoff für den Be-
trieb dieser Fahrzeuge und kleine Mengen, die
von Endverbrauchern für den eigenen Bedarf
eingeführt werden, begründen keine Vorrats-
pflicht.

§ 3. (1) Vorratspflichtige haben ab 1. März 1977
je 5%, ab 1. März 1978 je 10%, ab 1. März 1979
je 15% und ab 1. März 1980 sowie ab 1. März
der jeweils folgenden Jahre je 20% des Importes
an Erdöl und den einzelnen Erdölprodukten im
vorangegangenen Kalenderjahr als Pflichtnot-
standsreserven im Inland zu halten.

(2) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann den im Abs. 1 genannten
Prozentsatz durch Verordnung ändern, wenn
dies zur Erfüllung völkerrechtlicher Verpflich-
tungen, die sich aus dem IEP-Übereinkommen
ergeben, erforderlich ist.

(3) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann die Höhe der Pflichtnot-
standsreserven, die zu bestimmten Zeitpunkten
zu halten sind, durch Verordnung abweichend
von Abs. 1 neu festsetzen, wenn dies zur "Wieder-
auffüllung der Pflichtnotstandsreserven nach vor-
angegangenen Lenkungsmaßnahmen erforderlich
ist.

(4) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann abweichend von Abs. 1 und 2
auf Antrag eines Vorratspflichtigen durch Be-
scheid die Höhe der Pflichtnotstandsreserven fest-
setzen und den Zeitraum der Wiederauffüllung
dem Vorratspflichtigen vorschreiben, wenn
Pflichtnotstandsreserven durch Kriegseinwirkun-
gen, Terroraktionen, Sabotage, technische Ge-
brechen, höhere Gewalt oder auf andere Weise
vernichtet worden sind.

(5) Der Vorjahresimport (Abs. 1) wird durch
die im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr
aus dem Zollausland in den freien inländischen
Verkehr verbrachten Mengen an Erdöl oder Erd-
ölprodukten bestimmt.

§ 4. Die Vorratspflicht kann nach Wahl des
Vorratspflichtigen auf folgende Weise erfüllt wer-
den:

1. durch Haltung von Pflichtnotstandsreserven
durch den Vorratspflichtigen;

2. durch gemeinsame Haltung von Pflichtnot-
standsreserven durch zwei oder mehrere
Vorratspflichtige;

3. durch privatrechtlichen Vertrag, der den
Vertragspartner verpflichtet, eine bestimmte
Menge an Erdöl oder Erdölprodukten zur
Verfügung zu halten;

4. durch Übernahme der Vorratspflicht gemäß
§5.

§ 5. (1) Die Vorratspflicht kann nach Maßgabe
der Abs. 2 bis 7 von Lagerhaltern mit befreiender
Wirkung für den Vorratspflichtigen ganz oder
teilweise übernommen werden.
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(2) Lagerhalter, die die Vorratspflicht für
Dritte übernehmen wollen, bedürfen zur Aus-
übung dieser Tätigkeit einer Genehmigung des
Bundesministers für Handel, Gewerbe und Indu-
strie. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der
Lagerhalter nach Sachkenntnis und innerer Ein-
richtung die Gewähr für eine ordnungsgemäße
Haltung von Pflichtnotstandsreserven nach
diesem Bundesgesetz bietet. Vor Erteilung der
Genehmigung sind die Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, die Präsidentenkonfe-
renz der Landwirtschaftskammern Österreichs,
der Österreichische Arbeiterkammertag und der
Österreichische Gewerkschaftsbund zu hören.

(3) Die Lagerhalter haben über die Übernahme
der Vorratspflicht eine Bestätigung auszustellen,
aus der der Umfang der übernommenen Ver-
pflichtung, insbesondere die zu haltende Menge
an Pflichtnotstandsreserven und die Dauer der
Übernahme hervorgeht. Dem Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie ist die Ausstel-
lung solcher Bestätigungen unverzüglich durch
den Lagerhalter anzuzeigen.

(4) Mit Ausstellung der Bestätigung über die
Übernahme der Vorratspflicht gelten die Lager-
halter im Umfang der Bestätigung als Vorrats-
pflichtige im Sinne des § 2.

(5) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hat durch Verordnung einen
Höchsttarif für die Übernahme der Vorratspflicht
für je 1000 Erdöleinheiten festzulegen. Die Tarife
sind so zu bemessen, daß sie die mit der Haltung
der Pflichtnotstandsreserven verbundenen Kosten
decken. Die Verordnung ist im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" kundzumachen.

(6) Für Lagerhalter, für die zur Besicherung
von Krediten für die Herstellung und Erhaltung
von Pflichtnotstandsreserven eine Bundeshaftung
auf Grund eines besonderen Bundesgesetzes über-
nommen wird, gelten zusätzlich folgende Bestim-
mungen:

1. Die Lagerhalter müssen Kapitalgesellschaften
mit Sitz in Österreich sein, deren Unter-
nehmensgegenstand die Übernahme der Vor-
ratspflicht nach diesem Bundesgesetz ist.
Diese Gesellschaften sind von den Bestim-
mungen der Gewerbeordnung 1973 ausge-
nommen. Sie dürfen unbeschadet einer ange-
messenen Verzinsung des Eigenkapitals nicht
auf Gewinn gerichtet sein. Die Bestimmun-
gen der §§ 74, 75, 77 bis 83, 353, 355 erster
Satz, 359 Abs. 1 und 2, 360 Abs. 2 bis 4 der
Gewerbeordnung 1973 finden mit der Maß-
gabe Anwendung, daß für die Erteilung der
Bewilligung einer Betriebsanlage der Landes-
hauptmann zuständig ist. § 69 der Konkurs-
ordnung findet auf solche Kapitalgesellschaf-
ten keine Anwendung.

2. Die Lagerhalter dürfen keine Geschäfte be-
treiben, die nicht unmittelbar oder mittelbar
dem Unternehmensgegenstand dienen.

3. Die Lagerhalter haben bei der Standortwahl
der Lager regionale Versorgungsgesichts-
punkte zu berücksichtigen. Dies ist vom
Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie unter Anhörung der Länder zu
prüfen.

4. Die Lagerhalter haben allgemeine Bedingun-
gen für die Übernahme der Vorratspflicht
aufzustellen, die der Genehmigung des Bun-
desministers für Handel, Gewerbe und Indu-
strie bedürfen und im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" kundzumachen sind. Die
Genehmigung ist zu erteilen, wenn die all-
gemeinen Bedingungen den im Abs. 2 ge-
nannten Erfordernissen entsprechen.

5. Die Lagerhalter haben mit jedem Vorrats-
pflichtigen, der ein solches Anbot stellt, zu
den Tarifen (Abs. 5) und den allgemeinen
Bedingungen (Z. 4) einen Vertrag über die
Übernahme der Vorratspflicht abzuschließen.

(7) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hat die Übernahme der Vorrats-
pflicht nach vorheriger Androhung zu unter-
sagen, wenn der Lagerhalter seine Pflichten nach
diesem Bundesgesetz nicht gehörig erfüllt oder
die Voraussetzungen zur Genehmigung gemäß
Abs. 2 entfallen. In diesem Fall hat der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie in
sinngemäßer Anwendung des § 3 Abs. 4 die Hal-
tung der Pflichtnotstandsreserven für die Vor-
ratspflichtigen, deren Vorratspflicht übernommen
wurde, festzulegen.

§ 6. Hat ein Vorratspflichtiger die Einfuhr
von Erdöl oder Erdölprodukten dauernd einge-
stellt, so kann er nach Erfüllung seiner Vorrats-
pflicht über die Pflichtnotstandsreserven ver-
fügen.

§ 7. Wer eine die Vorratspflicht begründende
Tätigkeit neu aufnimmt, muß im ersten Kalen-
dervierteljahr, in dem die Tätigkeit neu aufge-
nommen wurde, keine Pflichtnotstandsreserven
halten. Ab dem zweiten Kalendervierteljahr und
den folgenden Kalendervierteljahren bis zum
fünften Kalendervierteljahr sind Pflichtnotstands-
reserven in einer Höhe zu halten, die der Import-
menge aller vorangegangenen Kalenderviertel-
jahre, multipliziert mit den Anteilen gemäß § 3,
entsprechen. Ab dem Ende des Kalenderjahres,
das mit dem Ende des vierten Kalenderviertel-
jahres nach Neuaufnahme der Tätigkeit zusam-
menfällt oder das ihm folgt, bestimmt sich der
Umfang der Pflichtnotstandsreserven nach § 3.

§ 8. (1) Sofern die Pflichtlagermenge, berechnet
in Erdöleinheiten gemäß Abs. 4, gleich bleibt,
kann der Vorratspflichtige an Stelle von Erdöl-
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produkten Erdöl lagern oder Erdölprodukte im
Ausmaß von höchstens 20% der Mengen an

1. Benzinen,
2. Dieselkraftstoff, Ofenheizöl, Petroleum und

Flugturbinentreibstoff,
3. leichtem, mittelschwerem und schwerem

Heizöl

untereinander austauschen. Er kann ferner an
Stelle von Erdöl Erdölprodukte lagern, wobei
jedoch der Anteil von

1. Benzinen 20%,
2. Dieselkraftstoff, Ofenheizöl, Petroleum und

Flugturbinentreibstoff 20%,
3. leichtem, mittelschwerem und schwerem

Heizöl 30%

an der durch Erdölprodukte substituierten
Pflichtnotstandsreserve an Erdöl, ausgedrückt in
Erdöleinheiten gemäß Abs. 4, nicht unterschreiten
darf. Erdölfraktionen, Rückstände, Halberzeug-
nisse und andere Komponenten, die der Herstel-
lung der vorgenannten Produkte dienen, können
diesen je nach ihrer Beschaffenheit zugerechnet
werden.

(2) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann auf Antrag eines Vorrats-
pflichtigen durch Bescheid zeitlich befristete Aus-
nahmen von den Beschränkungen der Austausch-
möglichkeit nach Abs. 1 genehmigen, wenn die
Einhaltung solcher Beschränkungen eine unzu-
mutbare Härte darstellt oder die Versorgung der
Verbraucher mit Erdölprodukten erschweren
würde.

(3) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann auf Antrag des Vorrats-
pflichtigen durch Bescheid festlegen, ob und in-
wieweit aus besonderen betrieblich begründeten
Gegebenheiten an Stelle von Pflichtnotstands-
reserven an Erdöl oder Erdölprodukten Reserven
an anderen Energieträgern oder an nur im Not-
standsfall zu nützenden Produktionsmöglich-
keiten an alternativen Energieträgern (Art. 2
der Anlage zum IEP-Übereinkommen) gehalten
werden können. Dabei hat er auf die jeweilige
Lage der Energieversorgung, die Möglichkeit der
Substitution und die technischen Gegebenheiten
der nicht genützten Produktionsmöglichkeiten
sowie auf die Dauer ihrer Inbetriebsetzung Be-
dacht zu nehmen.

(4) Der Berechnung der Ersatzmengen gemäß
Abs. 1 bis 3 sind folgende Umrechnungsschlüssel
zugrunde zu legen:

§ 9. (1) Vorräte, die aus technischen Gründen
auch im ernstesten Notstand nicht verfügbar
sind (Art. 1 Z. 2 der Anlage zum IEP-Überein-
kommen), sind auf die Pflichtnotstandsreserven
nicht anzurechnen.

(2) Die Vorräte gemäß Abs. 1 sind mit 10%
der Pflichtnotstandsreserven zu bemessen. Der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie kann diesen Prozentsatz über Antrag des
Vorratspflichtigen vermindern, wenn dieser nach-
weist, daß ein geringerer Prozentsatz den tech-
nischen Gegebenheiten seines Betriebes entspricht.
Völkerrechtliche Verpflichtungen aus dem IEP-
Übereinkommen dürfen hiedurch nicht verletzt
werden.

(3) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann zur Erfüllung völkerrecht-
licher Verpflichtungen, die sich aus dem IEP-
Übereinkommen ergeben, den im Abs. 2 ge-
nannten Prozentsatz durch Verordnung ändern.

§ 10. (1) Pflichtnotstandsreserven sind so zu
lagern, daß die Beschaffenheit der gelagerten
Energieträger erhalten bleibt. Sie können mit
anderen Beständen gemeinsam in einem Lager-
behälter gehalten werden. In diesem Falle sind
geeignete Vorkehrungen zu treffen, die die Er-
haltung der Pflichtnotstandsreserven jederzeit
sicherstellen. Der jeweilige Lagerstand sowie der
geforderte Stand der Pflichtnotstandsreserven
müssen buchmäßig und auf Grund des Buch-
standes auch körperlich, nachgewiesen werden
können.

(2) Erdöl und Erdölprodukte sind in Be-
hältern mit für die Abfüllung in Transportein-
richtungen geeigneten Abfülleinrichtungen zu
lagern. Die Behälter müssen amtlich geeicht und
mit einer Meßeinrichtung versehen sein.

§ 11. Physische Personen, juristische Personen
und Personengesellschaften des Handebrechts, die
Erdöl oder Erdölprodukte importieren, haben
dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe
und Industrie

1. die Neuaufnahme einer solchen Tätigkeit,

2. die Eröffnung des Konkurses über ihr Ver-
mögen

unverzüglich zu melden.

§ 12. (1) Physische Personen, juristische Perso-
nen und Personengesellschaften des Handels-
rechts, die Erdöl oder Erdölprodukte importie-
ren, haben bis zum 31. Jänner eines jeden Jahres
schriftlich unter Verwendung der hiefür amtlich
aufzulegenden Formulare dem Bundesmini-
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie den
Vorjahresimport (§ 3 Abs. 1) an Erdöl und Erd-
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ölprodukten zu melden. Gleichzeitig ist mit der
Meldung unter Beibringung entsprechender
Nachweise anzugeben,

1. ob ein Lager gemäß § 4 Z. 1, 2 oder 3 ge-
halten wird;

2. ob und in welchem Umfang die Vorrats-
pflicht gemäß § 5 übernommen worden ist.

(2) Die im Abs. 1 genannten Meldepflichtigen
haben dem Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie bis zum 15. des Folge-
monats schriftlich unter Verwendung der hiefür
amtlich aufzulegenden Formulare die im Vor-
monat durchgeführten Importe an Erdöl und
Erdölprodukten zu melden.

§ 13. Vorratspflichtige haben dem Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
schriftlich unter Verwendung der hiefür amtlich
aufzulegenden Formulare über den Stand der
Pflichtnotstandsreserven am jeweiligen Monats-
letzten Meldungen bis zum 15. des Folgemonats
zu erstatten.

§ 14. Vorratspflichtige haben jährlich dem
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie Standort, Bezeichnung, Kapazität und
Eignung der Lagerkapazitäten bekanntzugeben,
die nur oder auch für die Aufnahme von Pflicht-
notstandsreserven dienen. Die Meldungen sind
mit Stichtag 31. Dezember des Berichtsjahres
bis zum 31. Jänner des Nachjahres abzugeben.

§ 15. Vorratspflichtige haben fortlaufend Auf-
zeichnungen zu führen, aus denen der jeweilige
Lagerstand sowie der Stand an Pflichtnotstands-
reserven eindeutig und übersichtlich hervorgeht.
Werden Pflichtnotstandsreserven mit anderen
Beständen in Behältern gemeinsam gelagert (§ 10
Abs. 1), so ist der Lagerstand mindestens einmal
arbeitstäglich, sonst mindestens einmal monatlich
zu messen. Wird bei der Messung eine Unter-
schreitung der zu haltenden Pflichtnotstands-
reserven festgestellt, so ist spätestens am Folge-
tag nach der Messung dem Bundesministerium
für Handel, Gewerbe und Industrie Meldung zu
erstatten.

§ 16. (1) Sofern es zur Erfüllung völkerrecht-
licher Verpflichtungen, die sich aus dem IEP-
Übereinkommen ergeben, erforderlich ist, hat der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie durch Verordnung Erhebungen, die sich
auf Ölgesellschaften (Art. 26 des IEP-Überein-
kommens) beziehen, über folgende Gegenstände
anzuordnen:

1. Aufbringung von Erdöl und Erdölproduk-
ten einschließlich Schätzungen der voraus-
sichtlichen Aufbringung in den einzelnen
Monaten des folgenden Kalenderjahres;

2. Verfügbarkeit und Verwendung von Beför-
derungsmitteln für Erdöl und Erdöl-
produkte;

3. sonstige Gegenstände, insbesondere nach den
Art. 25 bis 36 des IEP-Übereinkommens.

(2) In Verordnungen gemäß Abs. 1 ist insbe-
sondere festzulegen:

1. der Eintritt der Meldepflicht,

2. der Kreis der Meldepflichtigen,

3. die Gegenstände der Meldung,

4. die Meldetermine und die Zeiträume, auf
die sich die Meldungen zu beziehen haben.

§ 17. (1) Der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie hat den Stand der Pflicht-
notstandsreserven sowie die Beschaffenheit und
Ausstattung der Lager stichprobenweise zu über-
prüfen. Hiezu kann er sich der Behörden der
allgemeinen staatlichen Verwaltung bedienen.

(2) Den Kontrollorganen ist freier Zutritt zu
den Lagern und Einsicht in alle Lageraufzeich-
nungen und über Veränderungen des Lager-
standes seit der letzten Messung zu gewähren.
Besteht der begründete Verdacht, daß die Lager-
stände unrichtig ausgewiesen werden, kann das
Kontrollorgan die körperliche Aufnahme des
Lagerstandes verlangen und die Übernahme und
Abgabe von Erdöl oder Erdölprodukten in oder
aus Behältern, in denen Pflichtnotstandsreserven
gehalten werden, vorübergehend und so lange
einstellen, als für die Messung der Lagerstände
notwendig ist.

§ 18. Soweit es zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen aus dem IEP-Übereinkommen erforderlich
ist, sind die in einer Verordnung nach § 16
bezeichneten Meldepflichtigen zur Auskunfts-
erteilung an die mit der Vollziehung dieses
Bundesgesetzes betrauten Behörden verpflichtet.

§ 19. Die Ergebnisse von Erhebungen gemäß
den §§ 11 bis 18 dürfen nur für Zwecke der Voll-
ziehung dieses Bundesgesetzes verwendet werden.

§ 20. Bei der behördlichen Preisfestsetzung je
Tonne für Erdölprodukte, die in der Anlage
zum Preisgesetz, BGBl. Nr. 260/1976, ange-
führt sind, ist die sich aus der Verpflichtung
zur Herstellung und Erhaltung von Pflichtnot-
standsreserven ergebende Kostenbelastung je
Tonne der der Vorratspflicht unterliegenden
Menge voll zu berücksichtigen.

§ 21. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe
bis zum Zweifachen des Wertes der fehlenden
Menge der Pflichtnotstandsreserve gemäß § 3
Abs. 1 zu bestrafen ist, begeht, wer der Vorrats-
pflicht gemäß den §§ 2 bis 10 oder den auf
Grand dieser Bestimmungen ergangenen Ver-
ordnungen und Bescheiden zuwiderhandelt.
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(2) Von einer Bestrafung ist abzusehen, wenn
vor der Ansetzung oder Durchführung einer
Kontrolle (§ 17) eine Meldung gemäß § 15
erstattet und die fehlende Menge unverzüglich
ergänzt wurde.

§ 22. Eine Verwaltungsübertretung, die von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geld-
strafe bis zu S 30000,— zu bestrafen ist, begeht,
wer:

1. die Meldungen und Auskünfte gemäß, den
§§ 11, 12, 13, 14 und 16 nicht oder nicht
rechtzeitig, unrichtig oder unvollständig
erstattet;

2. die Bestimmungen des § 15 über die Führung
von Aufzeichnungen nicht befolgt;

3. der Verpflichtung, die Kontrollen gemäß
§ 17 zu dulden, zuwiderhandelt.

§ 23. Die Bundesgendarmerie hat als Hilfs-
organ der Bezirksverwaltungsbehörde bei Maß-
nahmen, die für die Einleitung und Durch-
führung von Verwaltungsstrafverfahren nach
diesem Bundesgesetz erforderlich sind, mitzu-
wirken.

Artikel III

Das Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 145/
1963, 181/1965, 172/1971, 276/1971, 447/1972
und 17/1975 wird wie folgt geändert:

1. § 62 hat zu lauten:

„§ 62. Nicht zum Betriebsvermögen gehörige
Wirtschaftsgüter.

(1) Zum Betriebsvermögen gehören nicht
1. die Wirtschaftsgüter, die nach den Vor-

schriften des Vermögenssteuergesetzes oder
anderer Gesetze von der Vermögenssteuer
befreit sind;

2. Wirtschaftsgüter, die nach § 69 Z. 4 nicht
zum sonstigen Vermögen gehören;

3. Wirtschaftsgüter und Rechte an Wirtschafts-
gütern, die dazu dienen, Schädigungen durch
Abwässer oder Abgase zu verhindern, zu
beseitigen oder zu verringern, und deren
Anschaffung oder Herstellung gesetzlich vor-
geschrieben oder im öffentlichen Interesse
erforderlich war;

4. Pflichtnotstandsreserven nach dem Erdöl-
Bevorratungs- und Meldegesetz;

5. Wirtschaftsgüter, soweit sie nicht unter Z. 4
fallen und für die Haltung von Pflichtnot-
standsreserven nach dem Erdöl-Bevor-
ratungs- und Meldegesetz zu dienen
bestimmt sind.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z. 3 bis 5
sind nicht auf Wirtschaftsgüter anzuwenden, die
Grundbesitz darstellen.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 Z. 4 und 5
sind nur anzuwenden, wenn der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie bescheinigt,
daß es sich um Pflichtnotstandsreserven im Sinne
des Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetzes
handelt."

2. § 70 Z. 10 hat zu lauten:

„10. Wirtschaftsgüter, die gemäß § 62 Abs. 1
Z. 3 bis 5 als nicht zum Betriebsvermögen
gehörend bezeichnet sind."

Artikel IV

Dieses Bundesgesetz tritt am 30. Juni 1978
außer Kraft.

Artikel V

(1) Mit der Vollziehung des Art. I dieses
Bundesgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Art. II dieses
Bundesgesetzes sind betraut:

1. hinsichtlich des § 20 der Bandesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen;

2. hinsichtlich des § 23 der Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Inneres;

3. im übrigen der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie.

(3) Mit der Vollziehung des Art. III dieses
Bundesgesetzes ist der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Bielka Moser
Staribacher Rösch Broda Lütgendorf

Sinowatz Firnberg

3 1 9 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1976
über Lenkungsmaßnahmen zur Sicherung der

Energieversorgung (Energielenkungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I
(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im vorliegenden Bundesgesetz ent-
halten sind, sowie die Vollziehung dieser Vor-
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schriften sind für die Zeit vom Wirksamkeits-
beginn dieses Bundesgesetzes bis 30. Juni 1978
auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich
derer das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fas-
sung von 1929 etwas anderes vorsieht. Die im
Art. II geregelten Angelegenheiten können —
unbeschadet der Stellung des Landeshauptmannes
gemäß Art. 102 Abs. I B-VG — nach Maßgabe
des § 9 von Einrichtungen der gesetzlichen
Interessenvertretungen im übertragenen Wir-
kungsbereich und nach Maßgabe des § 15 von
Landeslastverteilern als Bundesbehörden unmit-
telbar versehen werden.

ARTIKEL II

1. Anwendung von Lenkungsmaßnahmen

§ 1. (1) Lenkungsmaßnahmen nach diesem
Bundesgesetz können

1. zur Abwendung einer unmittelbar drohen-
den Störung mit nicht wiedergutzumachen-
dem Schaden für die Energieversorgung
Österreichs oder zur Behebung einer bereits
eingetretenen Störung der Energieversor-
gung Österreichs, sofern diese Störung

a) keine saisonale Verknappungserscheinung
darstellt, oder

b) durch marktgerechte Maßnahmen nicht,
nicht rechtzeitig oder nur mit unverhält-
nismäßigen Mitteln abgewendet oder
behoben werden kann, oder

2. soweit es zur Erfüllung der Verpflichtungen
auf Grund von Beschlüssen aus dem Überein-
kommen über ein Internationales Energie-
programm vom 18. November 1974 erfor-
derlich ist,

ergriffen werden.

(2) Lenkungsmaßnahmen haben im Fall des
Abs. 1 Z. 1 die Deckung des lebenswichtigen Be-
darfes an Energie einschließlich jenes für Zwecke
der militärischen Landesverteidigung, die Auf-
rechterhaltung einer ungestörten Gütererzeugung
und Leistungserstellung sowie die Versorgung
der Bevölkerung und sonstiger Bedarfsträger
sicherzustellen, im Fall des Abs. 1 Z. 2 die Er-
füllung der Verpflichtungen auf Grund von Be-
schlüssen aus dem Übereinkommen über ein
Internationales Energieprogramm zu ermögli-
chen.

(3) Lenkungsmaßahmen können in ihrer Ge-
samtheit, einzeln oder in Verbindung mitein-
ander unabhängig davon ergriffen werden, ob
eine in Abs. 1 Z. 1 genannte Störung nur Teile
des Bundesgebietes oder nur bestimmte Zweige
der Energieversorgung betrifft. Trifft eine in

Abs. 1 Z. 1 genannte Störung nur Teile des
Bundesgebietes, können Lenkungsmaßnahmen
auch auf Teile des Bundesgebietes beschränkt
werden.

(4) Lenkungsmaßnahmen dürfen nur in einem
solchen Ausmaß und für eine solche Dauer er-
griffen werden, als es zur Abwendung oder zur
Behebung der Störung oder zur Erfüllung der
Verpflichtungen auf Grund von Beschlüssen aus
dem Übereinkommen über ein Internationales
Energieprogramm unbedingt erforderlich ist. In
die Unverletzlichkeit des Eigentums und in die
Freiheit der Erwerbstätigkeit darf nur einge-
griffen werden, wenn die im Abs. 2 genannten
Ziele nicht anders erreicht werden können.

§ 2. (1) Die Bundesregierung hat durch Verord-
nung festzustellen, ob und welche Voraussetzun-
gen des § 1 Abs. 1 gegeben sind.

(2) Lenkungsmaßnahmen dürfen nur für die
Dauer von sechs Monaten ergriffen werden. Im
Fall einer bereits eingetretenen Störung der
Energieversorgung ist eine Verlängerung über die
Dauer von sechs Monaten mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates möglich.
Falls die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 bereits
vor Ablauf von sechs Monaten wegfallen, hat
dies die Bundesregierung durch Verordnung fest-
zustellen.

(3) Lenkungsmaßnahmen sind durch Verord-
nung des Bundesministers für Handel, Gewerbe
und Industrie vorzusehen. Solche Verordnungen
haben jedenfalls getrennt für Lenkungsmaßnah-
men für Energieträger und für Lenkungsmaß-
nahmen zur Sicherung der Elektrizitätsversor-
gung zu ergehen.

(4) Verordnungen, die Lenkungsmaßnahmen
enthalten, treten mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft, sofern in ihnen nicht
ein späterer Zeitpunkt für das Inkrafttreten
bestimmt ist.

(5) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hat dem Nationalrat erstmals bin-
nen drei Monaten nach dem Ergreifen von Len-
kungsmaßnahmen, in der Folge in Abständen
von zwei Monaten über die getroffenen Len-
kungsmaßnahmen zu berichten.

2. Lenkungsmaßnahmen für Energieträger

§ 3. (1) Der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie kann, wenn die Voraus-
setzungen des § 1 Abs. 1 zutreffen, nach den
Bestimmungen des § 1 Abs. 2 bis 4 durch Ver-
ordnung folgende Lenkungsmaßnahmen für
Energieträger vorsehen:

1. Verfügungs-, Zugriffs- und Beschlagnahme-
rechte für Energieträger (§ 4);
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2. Vorschriften über die Produktion, den
Transport, die Lagerung, die Verteilung, die
Abgabe, den Bezug, die Beschränkung der
Einfuhren und die Verpflichtung zu Aus-
fuhren für Energieträger (§ 5);

3. Beschränkungen des Verkehrs (§ 6);

4. Meldepflichten (§ 7).

(2) Energieträger, die Lenkungsmaßnahmen
unterzogen werden können, sind:

1. Erdöl und Erdölprodukte;

2. sonstige flüssige Brenn- und Treibstoffe, aus-
genommen betrieblich anfallende Abfall-
stoffe;

3. feste fossile Brennstoffe;

4. gasförmige Brennstoffe.

(3) Energieträger, die zur Sicherstellung der
öffentlichen Energieversorgung vorrätig gehalten
werden und nicht zur Abgabe an Dritte bestimmt
sind, bleiben diesem Zweck vorbehalten.

§ 4. (1) Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 1 Z. 1
haben sich zunächst auf die nach anderen Rechts-
vorschriften gebildeten Pflichtnotstandsreserven
an Energieträgern zu beziehen. Wenn es sich als
unabdingbar erweist, können sie auch Transport-
mittel, Lagereinrichtungen und Verteilungsein-
richtungen für Energieträger umfassen.

(2) Energieträger, die im Eigentum oder Be-
sitz eines Letztverbrauchers stehen und nicht zur
Abgabe an Dritte bestimmt sind und der Dek-
kung des betrieblichen oder persönlichen Bedar-
fes oder des Bedarfes seiner Haushaltsangehöri-
gen dienen, dürfen keinen Maßnahmen gemäß
§ 3 Abs. 1 Z. 1 unterzogen werden.

§ 5. (1) Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z. 2
können insbesondere vorsehen, daß Energie-
träger nur in zeitlich, örtlich oder mengenmäßig
beschränktem Umfang oder nur für vordring-
liche Versorgungszwecke oder zur Erfüllung
völkerrechtlicher Verpflichtungen abgegeben, be-
zogen und verwendet werden dürfen. Die Ver-
ordnungen bedürfen, soweit sie den Transport
von Energieträgern betreffen, zu ihrer Erlas-
sung des Einvernehmens mit dem Bundesminister
für Verkehr.

(2) Insbesondere kann die Aufbringung fester
fossiler Brennstoffe aus dem Ausland auf eine
oder mehrere Unternehmungen beschränkt wer-
den und können Bestimmungen darüber getrof-
fen werden, welchen sich aus der Zielsetzung
dieses Bundesgesetzes ergebenden Voraussetzun-
gen physische und juristische Personen ent-
sprechen müssen, um in solche Unternehmungen
aufgenommen zu werden. Ferner kann bestimmt

werden, an wen, in welcher Art und in welchen
Mengen solche Unternehmungen die genannten
Brennstoffe abzugeben haben.

(3) In solchen Verordnungen können auch An-
weisungen an Besitzer von Transporteinrichtun-
gen, Lagereinrichtungen und Verteilungseinrich-
tungen für Energieträger vorgesehen werden.

§ 6. (1) In Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1 Z. 3
kann

1. das Benützen aller oder bestimmter Arten
von Kraftfahrzeugen, Motorbooten und
Flugzeugen, für bestimmte Zeiten, im ganzen
Bundesgebiet oder in Teilen des Bundes-
gebietes;

2. das Überschreiten bestimmter Höchstge-
schwindigkeiten für alle oder bestimmte
Arten von Kraftfahrzeugen sowie auf be-
stimmten Arten von Straßen

verboten werden.

(2) Soweit es ein erhebliches wirtschaftliches,
soziales, kulturelles oder sonstiges öffentliches
Interesse erfordert, können in solchen Verord-
nungen Ausnahmen allgemein oder in einem,
bestimmten Umfang dauernd oder zeitweise zu-
gelassen werden.

(3) Auf Antrag können durch Bescheid Aus-
nahmen von den gemäß Abs. 1 Z. 1 verordneten
Beschränkungen im Einzelfall, auf Dauer oder
auf bestimmte Zeit, für das ganze Bundesgebiet
oder für bestimmte Gebiete bewilligt werden,
wenn eine solche Ausnahme im besonderen
Interesse der österreichischen Volkswirtschaft
gelegen ist oder wenn ein erhebliches wirt-
schaftliches, berufliches oder sonstiges persönli-
ches Interesse des Antragstellers vorliegt.

(4) In solchen Verordnungen kann auch be-
stimmt werden, in welcher Weise die im Abs. 1
Z. 1 genannten Fahrzeugpapiere zu kennzeichnen
sind oder eine sonstige Kennzeichnung vorzu-
nehmen ist, um die Überwachung der Einhaltung
der Beschränkungen oder das Vorliegen einer
nach Abs. 2 oder 3 in Betracht kommenden Aus-
nahme zu gewährleisten. Ebenso kann bestimmt
werden, in welcher Weise die Gründe für die
Bewilligung einer Ausnahme nach Abs. 3 glaub-
haft zu machen sind.

(5) Verordnungen gemäß den Abs. 1 bis 4
bedürfen zu ihrer Erlassung des Einvernehmens
mit den Bundesministern für Verkehr und für
Landesverteidigung und, soweit sie Verkehrs-
beschränkungen vorsehen, von denen auch in
der Land- und Ernährungswirtschaft verwendete
Kraftfahrzeuge betroffen sind, auch des Einver-
nehmens mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft.
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§ 7. (1) In Verordnungen gemäß § 3 Abs. 1
Z. 4 können Unternehmungen, die Energieträger
erzeugen, bearbeiten, verarbeiten, verbrauchen,
einlagern, für sich oder andere verwahren oder
damit handeln, verpflichtet werden, Meldungen
über die Erzeugung, Bearbeitung und Verarbei-
tung, den Zu- und Abgang sowie den Lager-
bestand zu festgesetzten Terminen zu erstatten
sowie Auskünfte über Betriebsverhältnisse zu
erteilen.

(2) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann die gemäß Art. 1 zu ertei-
lenden Meldungen und Auskünfte überprüfen.
Hiezu kann er sich der Behörden der allgemei-
nen staatlichen Verwaltung bedienen. Den Kon-
trollorganen ist jederzeit Zutritt zu den Betriebs-
stätten und Lagerräumen und die Einsichtnahme
in geschäftliche Unterlagen über Energieträger
zu gewähren. Die für die Überprüfung erforder-
lichen Auskünfte sind ihnen zu erteilen.

§ 8. Für Vermögensnachteile, die durch Maß-
nahmen auf Grund des § 3 Z. 1 und 2 ent-
standen sind, ist eine Entschädigung in Geld zu
leisten. Ober die Entschädigung ist auf Antrag
vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie durch Bescheid abzusprechen. Dieser
Bescheid ist innerhalb von acht Wochen nach
Antragstellung zu erlassen. Innerhalb von drei
Monaten nach Zustellung des Bescheides kann
die Festsetzung einer Entschädigung durch das
ordentliche Gericht beantragt werden. Zuständig
ist das Bezirksgericht, in dessen Sprengel der
Antragsteller seinen Wohnsitz, sofern der An-
tragsteller eine juristische Person oder eine Per-
sonengesellschaft des Handelsrechtes ist, diese
ihren Sitz hat. Hat der Antragsteller keinen
Wohnsitz beziehungsweise Sitz im Inland, so
ist das Bezirksgericht zuständig, in dessen
Sprengel die Maßnahme gesetzt worden ist. Das
Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen
über das gerichtliche Verfahren außer Streit-
sachen, wobei die Bestimmungen des Eisenbahn-
enteignungsgesetzes 1954, BGBl. Nr. 71, über
die gerichtliche Feststellung der Entschädigung
sinngemäß anzuwenden sind. Mit dem Einlangen
des Antrages beim Bezirksgericht tritt der nach
dem zweiten Satz erlassene Bescheid außer
Kraft. Wird der Antrag zurückgezogen, so tritt
der Bescheid wieder im vollen Umfange in
Kraft.

§ 9. Die Durchführung der gemäß § 3 erlasse-
nen Verordnungen obliegt, sofern nicht der Bun-
desminister für Handel, Gewerbe und Industrie
betraut ist, den Behörden der allgemeinen staat-
lichen Verwaltung und den Gemeinden im
übertragenen Wirkungsbereich. Die Aufgaben,
die von den einzelnen Behörden wahr-
zunehmen sind, sind in den Verordnungen
gemäß § 3 unter Bedachtnahme auf die Zweck-

mäßigkeit, Einfachheit, Raschheit, Kostenerspar-
nis und Wirksamkeit der Durchführung festzu-
legen. Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie kann darüber hinaus Einrichtungen
der gesetzlichen Interessenvertretungen im über-
tragenen Wirkungsbereich heranziehen, wenn dies
zur rascheren Durchführung der Verordnungen
geeignet erscheint.

3. Lenkungsmaßnahmen zur Sicherung der Elek-
trizitätsversorgung

§ 10. Der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie kann, wenn die Voraus-
setzungen des § 1 Abs. 1 zutreffen, nach den
Bestimmungen des § 1 Abs. 2 bis 4 durch Ver-
ordnung folgende Lenkungsmaßnahmen zur
Sicherstellung der Elektrizitätsversorgung vor-
sehen:

1. Vorschreibung von Landesverbrauchskon-
tingenten für die Länder (§ 12);

2. Regelung der Abgabe der verfügbaren elek-
trischen Energie an die Verbraucher (§ 13);

3. Erteilung von Anweisungen aa Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmungen und Be-
sitzer von Eigenanlagen zur Stromerzeugung
(§ 14).

§ 11. Zur Durchführung der Lenkungsmaß-
nahmen gemäß § 10 ist im Rahmen des Bundes-
ministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie
ein Bundeslastverteiler einzurichten, der Mit-
glied des Vorstandes oder Prokurist der Ver-
bundgesellschaft (§ 5 des 2. Verstaatlichungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 81/1947) sein muß.

§ 12. Verordnungen gemäß § 10 Z. 1 haben die
Energieversorgung in den einzelnen Ländern zu
berücksichtigen.

§ 13. Verordnungen gemäß § 10 Z. 2 haben
vorzusehen, daß die Regelung der Abgabe der
verfügbaren elektrischen Energie an die Ver-
braucher nach dem Grade der Dringlichkeit er-
folgt. Insbesondere können Stromverbraucher
vorübergehend vom Strombezug ausgeschlossen
oder im Strombezug beschränkt werden. Erfor-
derlichenfalls können Stromverbraucher mit
einem Monatsverbrauch von mehr als
100000 kWh aus dem Landesverbrauchskontin-
gent ausgeschieden und ihr Bezug einer ge-
sonderten Regelung unterzogen werden.

§ 14. Verordnungen gemäß § 10 Z. 3 haben
die Erteilung jener Anweisungen an Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmungen und Besitzer
von Eigenanlagen zur Stromerzeugung vorzu-
sehen, die zur Sicherstellung der Versorgung mit
elektrischer Energie notwendig sind.



93. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1976 — Nr. 319 1223

§ 15. (1) Die Durchführung von Lenkungs-
maßnahmen gemäß § 10 hinsichtlich der Landes-
verbrauchskontingente (§ 10 Z. 1 und § 12)
obliegt dem Landeslastverteiler, der Mitglied des
Vorstandes (der Direktion) oder Prokurist der
jeweiligen Landesgesellschaft (§ 3 des 2. Ver-
staatlichungsgesetzes, BGBl. Nr. 81/1947) sein
muß. Er ist vom Landeshauptmann zu bestellen
und abzuberufen.

(2) Dem Landeslastverteiler obliegt insbeson-
dere

1. die Verteilung des Landesverbrauchskontin-
gentes (Abs. 3);

2. die Regelung der Abgabe der verfügbaren
elektrischen Energie an die Verbraucher
(Abs. 4).

(3) Bei der Verteilung des Landesverbrauchs-
kontingentes ist der Landeslastverteiler an die
bundeseinheitliche Verteilungsregelung gebunden,
sofern sich nicht aus der Stromlage ergibt, daß
eine Abweichung von der bundeseinheitlichen Re-
gelung zu keiner Gefahr einer Überschreitung des
Landesverbrauchskontingentes führen wird. Wird
das Landesverbrauchskontingent überschritten, so
kann der Bundeslastverteiler die nötigen Maß-
nahmen mit bindender Wirkung für das be-
treffende Bundesland erlassen. Unausgenützte,
nicht speicherbare Energieüberschüsse fließen, so-
lange sie der Bundeslastverteiler nicht einer an-
deren Verwendung zuführt, dem Landesver-
brauchskontingent zu.

(4) Die Regelung der Abgabe der verfügbaren
elektrischen Energie an die Verbraucher hat nach
dem Grade der Dringlichkeit zu erfolgen. Ins-
besondere können Stromverbraucher vorüberge-
hend vom Strombezug ausgeschlossen oder im
Strombezug beschränkt werden.

(5) Verordnungen des Landeslastverteilers sind
in den für amtliche Kundmachungen im Lande üb-
licherweise herangezogenen Tageszeitungen kund-
zumachen.

§ 16. (1) Für die entgegen Beschränkungsmaß-
nahmen für den Stromverbrauch mehrver-
brauchte elektrische Energie haben die Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmungen Mehrverbrauchs-
gebühren zum Strompreis einzuheben.

(2) Die Höhe der Mehrverbrauchsgebühren ist
durch Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie gemäß § 10 festzu-
legen. In dieser Verordnung ist die Höhe der
Mehrverbrauchsgebühr unter Bedachtnahme auf
die Höhe des unzulässigen Mehrverbrauches ge-
staffelt festzulegen. Sie darf je Kilowattstunde
das Zehnfache des jeweils für den betreffenden

Abnehmer geltenden Kilowattstundenpreises, bei
Pauschalabnehmern jedoch den fünffachen monat-
lichen Pauschalbetrag nicht übersteigen. Die
Hälfte der eingehobenen Mehrverbrauchsgebüh-
ren verbleibt den Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmungen, der Rest ist an den Bund abzu-
führen und zur Bedeckung der Kosten der Len-
kungsmaßnahmen zur Sicherung der Elektrizi-
tätsversorgung zu verwenden.

(3) Zur Vermeidung wirtschaftlicher und sozia-
ler Härtefälle kann der Landeslastverteiler auf
binnen zwei Wochen einzubringenden Antrag die
Mehrverbrauchsgebühren durch Bescheid ermäßi-
gen. Bei Verbrauchern, deren Verbrauch durch
den Bundeslastverteiler einer gesonderten Rege-
lung unterzogen wird, steht diese Befugnis dem
Bundeslastverteiler zu.

§ 17. Die Kosten der Lastverteilung im Bun-
desbereich hat die Verbundgesellschaft, die Ko-
sten der Lastverteilung im Landesbereich hat
die jeweilige Landesgesellschaft zu tragen.

§ 18. (1) Die Regelungen der auf Grund der
§§ 12 bis 17 ergangenen Verordnungen und Be-
scheide, die Regelungen der auf Grund dieser
Verordnungen ergangenen Bescheide und die Re-
gelung der Mehrverbrauchsgebühren (§ 16) gelten
als Bestandteil der allgemeinen und besonderen
Stromabgabebedingungen und der Stromliefe-
rungsverträge.

(2) Kann ein Vertrag wegen Maßnahmen, die
auf Grund der §§ 10 bis 15 getroffen wurden,
nicht oder nicht gehörig erfüllt werden, so ent-
stehen keine Schadenersatzansprüche gegen den
Schuldner. Die Bestimmungen des Amtshaftungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, in der jeweils gel-
tenden Fassung, werden hiedurch nicht berührt.

§ 19. Soweit es zur Sicherstellung der Elektri-
zitätsversorgung erforderlich ist, sind Erzeuger,
Verbraucher und Wiederverkäufer von elektri-
scher Energie zur Auskunftserteilung an den Bun-
deslastverteiler und in dessen Wirkungsbereich
an den Landeslastverteiler verpflichtet.

4. Beiräte

§ 20. (1) Zur Beratung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie sowie zur Vor-
bereitung und Begutachtung von Maßnahmen
gemäß den §§ 3 bis 9 wird beim Bundesministe-
rium für Handel, Gewerbe und Industrie ein
Beirat errichtet (Energielenkungsbeirat). Er ist
insbesondere vor Erlassung einer Verordnung
gemäß § 2 Abs. 1 und § 3 anzuhören.
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(2) Dem Beirat haben als Mitglieder anzuge-
hören:

1. zwei Vertreter des Bundesministeriums für
Handel, Gewerbe und Industrie und je ein
Vertreter des Bundeskanzleramtes, der Bun-
desministerien für Auswärtige Angelegenhei-
ten, für Bauten und Technik, für Finanzen,
für Landesverteidigung, für Land- und
Forstwirtschaft, für soziale Verwaltung und
für Verkehr;

2. je zwei Vertreter der Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft, der Präsidentenkon-
ferenz der Landwirtschaftskammern Öster-
reichs, des Österreichischen Arbeiterkammer-
tages und des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes;

3. der Bundeslastverteiler;

4. je ein Vertreter der Länder;

5. je ein Fachmann aus dem Gebiet der Erdöl-
wirtschaft, des Erdölhandels, der Erdgaswirt-
schaft und der Kohlenwirtschaft;

6. ein Vertreter des Verbandes der Elektrizi-
tätswerke Österreichs.

§ 21. (1) Zur Beratung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie sowie zur Vor-
bereitung und Begutachtung von Maßnahmen
gemäß den §§ 10 bis 19 wird beim Bundesmini-
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie ein
Beirat errichtet (Lastverteilungsbeirat). Er ist
insbesondere vor Erlassung einer Verordnung
gemäß § 2 Abs. 1 und § 10 anzuhören.

(2) Dem Beirat haben als Mitglieder anzuge-
hören:

1. zwei Vertreter des Bundesministeriums für
Handel, Gewerbe und Industrie und je ein
Vertreter des Bundeskanzleramtes, der Bun-
desministerien für Auswärtige Angelegenhei-
ten, für Bauten und Technik, für Finanzen,
für Landesverteidigung, für Land- und
Forstwirtschaft, für soziale Verwaltung und
für Verkehr;

2. je zwei Vertreter der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, der Präsidenten-
konferenz der Landwirtschaftskammern
Österreichs, des Österreichischen Arbeiter-
kammertages und des Österreichischen Ge-
werkschaftsbundes ;

3. der Bundeslastverteiler;

4. die Landeslastverteiler;

5. je ein Fachmann aus dem Gebiet der Erdöl-
wirtschaft, des Erdölhandels, der Erdgaswirt-
schaft und der Kohlenwirtschaft;

6. vier Vertreter des Verbandes der" Elektrizi-
tätswerke Österreichs sowie ein Vertreter des

Österreichischen Energiekonsumentenver-
bandes.

§ 22. Die Mitglieder der Beiräte sind vom
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie zu bestellen. Die im § 20 Abs. 2 Z. 2, 4
und 6 und im § 21 Abs. 2 Z. 2 und 6 genannten
Mitglieder sind auf Vorschlag der entsendenden
Stelle, die im § 20 Abs. 2 Z. 5 und im § 21
Abs. 2 Z. 5 genannten Mitglieder sind auf Vor-
schlag der Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft zu bestellen.

§ 23. (1) Den Vorsitz im Beirat gemäß § 20
führt der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie, der sich durch einen Beamten
seines Ministeriums vertreten lassen kann. Den
Vorsitz im Beirat gemäß § 21 führt der Bundes-
lastverteiler. Die Geschäfte Her Beiräte sind vom
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie zu führen.

(2) Für die Beschlußfähigkeit der Beiräte ist
die ordnungsgemäß erfolgte Einladung aller Mit-
glieder des Beirates und die Anwesenheit von
mindestens einem Drittel der Mitglieder erfor-
derlich. Ist zu Beginn einer Sitzung die erfor-
derliche Zahl der Mitglieder nicht anwesend, so
haben die Beiräte eine Stunde nach dem in der
Einladung genannten Termin neuerlich zusam-
menzutreten und die Tagesordnung ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder zu
behandeln.

(3) Die Anhörung der Beiräte kann bei Ge-
fahr im Verzug entfallen. Die Beiräte sind jedoch
nachträglich unverzüglich mit der Angelegenheit
zu befassen. Im Falle des § 21 ist jedenfalls der
Bundeslastverteiler, in seinem Wirkungsbereich
der Landeslastverteiler zu hören.

§ 24. Die Beiräte haben ihre Geschäftsordnun-
gen mit einfacher Mehrheit zu beschließen. Die
Geschäftsordnungen haben unter Bedachtnahme
auf die §§ 20 bis 23 die Tätigkeit der Beiräte
möglichst zweckmäßig zu regeln. Sie bedürfen
der Genehmigung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie, die zu erteilen ist,
wenn sie dieser Voraussetzung entsprechen.

§ 25. Die Mitglieder der Beiräte dürfen Amts-,
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, die ihnen in
dieser Eigenschaft anvertraut wurden oder zu-
gänglich geworden sind, während der Dauer
ihrer Bestellung und auch nach Erlöschen ihrer
Funktion nicht offenbaren oder verwerten. Sie
sind, soweit sie nicht beamtete Vertreter sind,
vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer
Obliegenheiten zu verpflichten.
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§ 26. (1) Zur Beratung des Landeslastverteilers
(§ 15 Abs. 1) wird bei diesem ein Beirat er-
richtet. Ihm haben als Mitglieder anzugehören:

1. je ein Vertreter der Landeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft, der Landwirtschafts-
kammer, der Kammer für Arbeiter und An-
gestellte und des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes;

2. höchstens zehn Fachleute aus dem Gebiet der
Elektrizitätswirtschaft des betreffenden Lan-
des;

3. zwei Beamte des Amtes der Landesregie-
rung.

(2) Die Mitglieder des Beirates sind vom Lan-
deshauptmann zu bestellen. Die im Abs. 1 Z. 1
genannten Mitglieder sind auf Vorschlag der ent-
sendenden Stelle zu bestellen. Die Zusammen-
setzung und Veränderungen in der Zusammen-
setzung sind dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie mitzuteilen.

(3) Den Vorsitz im Beirat führt der Landes-
lastverteiler. Im übrigen gelten die §§ 23 bis 25
dieses Bundesgesetzes sinngemäß.

5. Strafbestimmungen

§ 27. (1) Eine Verwaltungsübertretung, die
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld-
strafe bis zu S 150000,— zu bestrafen ist, be-
geht, wer

1. vorsätzlich oder grob fahrlässig Gebote und
Verbote von gemäß den §§ 3 und 10 er-
lassenen Verordnungen oder von auf Grund
dieser Verordnungen erlassenen Bescheiden
nicht befolgt, sofern die Tat nicht nach § 28
oder § 29 zu bestrafen ist;

2. vorsätzlich die Durchführung von Geboten
und Verboten gemäß Z. 1 erschwert oder un-
möglich macht.

(2) Bei der Bemessung der Strafe ist die durch
die strafbare Handlung verursachte Beeinträch-
tigung der Energieversorgung zu berücksichtigen.

§ 28. Eine Verwaltungsübertretung, die von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis
zu S 30000,— zu bestrafen ist, begeht, wer

1. einer gemäß § 3 erlassenen Verordnung über
ein Benützungsverbot (§ 6 Abs. 1 Z. 1) oder
über die Kennzeichnung (§ 6 Abs. 4) zu-
widerhandelt, eine Ausnahme vom Verbot
fälschlich behauptet oder durch unrichtige
Angaben erschleicht;

2. einer gemäß § 3 erlassenen Verordnung über
Meldepflichten (§ 7 Abs. 1) zuwiderhandelt
oder Auskünfte gemäß § 7 Abs. 2 und § 19
nicht oder nicht rechtzeitig, unrichtig oder
unvollständig erstattet;

3. vorsätzlich der Verpflichtung, die Über-
prüfungen und Einsichtnahmen gemäß § 7
Abs. 2 zu dulden, zuwiderhandelt.

§ 29. Eine Verwaltungsübertretung, die von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe
bis zu S 10000,— zu bestrafen ist, begeht, wer
eine gemäß § 3 verordnete Geschwindigkeitsbe-
schränkung (§ 6 Abs. 1 Z. 2) erheblich über-
schreitet.

§ 30. (1) Wird die strafbare Handlung gemäß
§ 27 dadurch begründet, daß der Täter entgegen
den verordneten Beschränkungsmaßnahmen für
den Stromverbrauch Energie verbraucht, so ist
er nicht zu bestrafen, wenn er eine Mehrver-
brauchsgebühr gemäß § 16 bezahlt.

(2) Unbeschadet einer Bestrafung gemäß § 27
oder der Bezahlung einer Mehrverbrauchsgebühr
gemäß § 16, kann die gemäß § 11 oder § 15 zu-
ständige Behörde einen Stromverbraucher ent-
sprechend dem Ausmaß des unzulässigen Mehr-
verbrauches vom Strombezug ausschließen.

§ 31. Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht
vor, wenn eine in den §§ 27 bis 29 bezeichnete
Tat den Tatbestand einer in die Zuständigkeit
der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bil-
det.

§ 32. Soweit die strafbare Handlung nicht nach
einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe
bedroht ist, gilt die Strafbestimmung des § 122
des Strafgesetzbuches auch für die Offenbarung
eines Amtsgeheimnisses durch die nach den §§ 25
und 26 zur Verschwiegenheit verpflichteten Per-
sonen.

§ 33. (1) Die Bundesgendarmerie hat als Hilfs-
organ der Bezirksverwaltungsbehörden an der
Vollziehung des § 28 Z. 1 und des § 29 durch

1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende
Verwaltungsübertretungen;

2. Maßnahmen, die für die Einleitung oder
Durchführung von Verwaltungsstrafverfah-
ren erforderlich sind;

3. Anwendung körperlichen Zwangs, soweit er
gesetzlich vorgesehen ist,

mitzuwirken.
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(2) Die Bundespolizeibehörden haben die von
ihren Organen dienstlich wahrgenommenen Ver-
waltungsübertretungen gemäß § 28 2 . 1 und § 29
der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde an-
zuzeigen.

6. Schluß- und Übergangsbestimmungen

§ 54. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1976
in Kraft und am 30. Juni 1978 außer Kraft.

§ 35. Soweit die Verordnung des Bundesmini-
sters für Handel, Gewerbe und Industrie vom
23. Juni 1975, BGBl. Nr. 362, betreffend die
Durchführung statistischer Erhebungen über die
Elektrizitätswirtschaft, auf Grund des Lastver-
teilungsgesetzes 1952, BGBl. Nr. 207, erlassen
wurde, bleibt sie als Bundesgesetz weiter in
Kraft, bis ihren Gegenstand regelnde Bestim-
mungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in Wirk-
samkeit getreten sind,

Artikel III

(1) Mit der Vollziehung des Art. I dieses Bun-
desegesetzes ist die Bundesregierung betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Art. II dieses Bun-
desgesetzes sind betraut:

1. hinsichtlich des $ 2 Abl. 1 und 2 die Bun-
desregierung;

2. hinsichtlich des § 33 der Bundesminister für
Inneres;

3. hinsichtlich des § 8 vierter bis siebenter Satz,
des § 18 und des § 32 der Bundesminister
für Justiz;

4. hinsichtlich des § 6 Abs. 5 der Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe und Industrie im
Einvernehmen mit den Bundesministern für
Landesverteidigung und für Verkehr sowie
nach Maßgabe dieser Bestimmung auch dem
Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft;

5. hinsichtlich des § 5 Abs. 1 zweiter Satz der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Verkehr;

6. im übrigen der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie.

Kirchschläger
Häuser Moser Androsch Leodolter
Staribacher Rösch Broda Lütgendorf
Weihs Sinowatz Lanc Firnberg

3 2 0 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1976,
mit dem das Rohstofflenkungsgesetz 1951
geändert wird (Rohstofflenkungsgesetz-

novelle 1976)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung und Aufhebung von Vorschrif-
ten, wie sie im Rohstofflenkungsgesetz 1951,
BGBl. Nr. 106, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 806/1974 und des Art. II des vorliegen-
den Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Voll-
ziehung dieser Vorschriften sind vom Wirksam-
keitsbeginn dieses Bundesgesetzes bis zum Ab-
lauf des 30. Juni 1978 auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Ver-
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas
anderes vorsieht. Die im Art. II geregelten An-
gelegenheiten können — hinsichtlich des im § 1
Abs. 2 geregelten Warenkreises unbeschadet der
Stellung des Landeshauptmannes gemäß Art. 102
Abs. 1 B-VG — nach Maßgabe des § 1 Abs. 3
von Einrichtungen der gesetzlichen Interessen-
vertretungen im übertragenen Wirkungsbereich
als Bundesbehörden unmittelbar versehen wer-
den.

Artikel II

Das Rohstofflenkungsgesetz 1951 wird ge-
ändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Soweit es zur Aufrechterhaltung einer un-
gestörten Produktion, zur Versorgung der Be-
völkerung und sonstiger Bedarfsträger erforder-
lich ist, kann der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie unter Bedachtnahme auf
bestehende völkerrechtliche Verpflichtungen im
Falle eines bereits eingetretenen oder unmittelbar
drohenden Versorgungsnotstandes, der keine sai-
sonale Verknappungserscheinung darstellt, den
Verkehr mit

1. Häuten und Fellen vom Rind, Roß und
Kalb und

2. Düngemitteln
durch Anordnung lenken."

2. § 1 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Durchführung von Anordnungen ge-
mäß Abs. 1 und 2 und die Kontrolle ihrer
Einhaltung obliegt den Behörden der allgemeinen
staatlichen Verwaltung sowie den Gemeinden im
übertragenen Wirkungsbereich. Die Aufgaben, die
von den einzelnen Behörden wahrzunehmen sind,
werden in den Anordnungen unter Bedacht-
nahme auf die Zweckmäßigkeit, Einfachheit,
Raschheit, Kostenersparnis und Wirksamkeit der
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Durchführung festgelegt. Darüber hinaus kann
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie aus den gleichen Gründen Einrichtun-
gen der gesetzlichen Interessenvertretungen in
deren übertragenen Wirkungsbereich heranzie-
hen. Anordnungen gemäß Abs. 2 sind nach Weg-
fall der für ihre Erlassung maßgeblichen Voraus-
setzungen unverzüglich außer Kraft zu setzen."

3. § 2 Abs. 3 hat zu entfallen.

4. § 9 hat zu lauten:

„§ 9. (1) Die Mitglieder (Ersatzmänner) des
Rohstofflenkungsausschusses dürfen Geschäfts-
oder Betriebsgeheimnisse, die ihnen in dieser
Eigenschaft anvertraut worden oder zugänglich
geworden sind, während der Dauer ihrer Be-
stellung und auch nach Erlöschen ihrer Funktion
nicht offenbaren oder verwerten.

(2) Soweit die Tat nicht nach einer anderen
Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist,
gilt die Strafbestimmung des § 122 des Straf-

gesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974, auch für die
Verletzung der in Abs. 1 bestimmten Verschwie-
genheitspflicht."

5. § 11 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des
30. Juni 1978 außer Kraft."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1976
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des Art. I die Bundesregierung,
hinsichtlich des Art. II Z. 4 der Bundesminister
für Justiz und hinsichtlich der übrigen Bestim-
mungen des Art. II der Bundesminister für Han-
del, Gewerbe und Industrie betraut.

Kirchschläger
Häuser Moser Androsch Leodolter
Staribacher Rösch Broda Lötgendorf
Weihs Sinowatz Lanc Firnberg



1228


